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Der Gewinnfreibetrag steht allen natürlichen Personen 
zu, die betriebliche Einkünfte aus Land- und Forstwirt-
schaft, selbstständiger Arbeit sowie Gewerbebetrieb 
haben. Generell ausgenommen sind außerbetrieb-
liche Einkünfte, wie etwa Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung.

Gewinne investieren  
und doppelt profitieren
Als Freiberufler profitieren Sie vom KMU-Förderungsgesetz, das einen Teil Ihres 
Unternehmensgewinns steuerfrei stellt – sofern Sie ihn entsprechend investieren.

Wie hoch ist der Freibetrag?
Der Gewinnfreibetrag wurde auf 13 % der Bemessungs-
grundlage (d. h. Ihres Gewinns) angehoben und ist mit 
100.000 Euro pro Veranlagungsjahr begrenzt. Bitte 
 beachten Sie, dass es einen Grundfreibetrag gibt.

Welche Investitionen sind steuerwirksam? 
Liegt Ihr Gewinn über dem Grundfreibetrag von 
30.000 Euro, so können Sie den Gewinnfreibetrag nur 
dann geltend machen, wenn Sie bestimmte Investiti-
onen tätigen – entweder in bestimmte geförderte Wirt-
schaftsgüter (mindestens vier Jahre Nutzungsdauer) 
oder in begünstigte Wertpapiere. Welche Wertpapiere 
geeignet sind, zeigt Ihnen gern Ihr Kundenbetreuer in 
einer Erste-Filiale oder Sparkasse in Ihrer Nähe.

Dies ist eine Werbemitteilung. Die Angaben sind unverbindlich. Bitte beachten Sie:  
Eine Veranlagung in Wertpapiere birgt neben den geschilderten Chancen auch Risiken.



Zum Abschied

D ies ist mein letztes Editorial und stimmt
mich nachdenklich. Ich habe nun seit

neun Jahren in so gut wie jeder Ausgabe des
Anwaltsblattes zu einem Thema geschrieben.
Als ich diese Aufgabe übernahm, zweifelte ich
daran, ob es möglich sein wird, monatlich ein
schreibenswertes Thema zu finden. Es kam an-
ders – ich musste die Themen nicht suchen, sie
haben sich mir geradezu aufgedrängt. So
wurde mir das Schreiben leicht gemacht und
die Zustimmung, aber auch die Kritik, die ich
erfuhr, gaben mir die Sicherheit, auch gelesen
zu werden. Dafür bedanke ich mich heute bei
Ihnen.
Wenn ich die letzten neun Jahre – was sie ge-

bracht und was sie geändert haben – bedenke,
so war das doch auch mehr, als ich mir erwar-
ten durfte:
" Das anwaltliche Dokumentenarchiv Archi-

vium wurde gegründet,
" welche universitäre Mindestausbildung für

die anwaltliche Berufsausübung vorausge-
setzt wird, wurde gesetzlich geregelt und

" die Rechtsanwaltsanwärter wurden als Kam-
mermitglieder aufgenommen.
Der Außenauftritt der Rechtsanwaltschaft

wurde vereinheitlicht, zB durch Neugestal-
tung des Anwaltsblattes. Wir haben die neuen
Medien für die Rechtsanwaltschaft und für die
Öffentlichkeit besser nutzbar gemacht. So
wurde die Homepage des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages erneuert und ver-
bessert, ein elektronisches Informationsme-
dium Infom@il wurde eingeführt, die Presse-
arbeit wurde verstärkt und verbessert, eine
Imagekampagne wurde vor nunmehr vier Jah-
ren gestartet und wird jährlich mit gutem Er-
folg in den österreichischen Printmedien ge-
schaltet und anderes.
Unsere Präsenz in Brüssel wurde verstärkt,

wir sind dort nicht nur über den CCBE, son-
dern auch über ein eigenes Büro vertreten.
Dies hat sich im Zusammenhang mit den zahl-
reichen Gesetzgebungsvorhaben auf europä-
ischer Ebene, die schließlich mittelbar oder
unmittelbar große Teile der österreichischen
Rechtsordnung beeinflussen, sehr bewährt.

Wir sind ein äußerst aktives Mitglied im
CCBE und stellen dort nächstes Jahr voraus-
sichtlich die Präsidentin. Unsere Meinung ha-
ben wir in Brüssel in vielen Besuchen sowohl
Mitgliedern der Kommission als auch Parla-
mentariern versucht nahezubringen.
In mehreren Novellen zur Rechtsanwalts-

ordnung wurde das Berufsrecht vorsichtig re-
formiert, was zum Teil auch eine Reaktion
auf die europäische Entwicklung war. Die Re-
formen haben aber insgesamt dazu geführt,
dass die österreichischen Rechtsanwälte heute
über ein Berufsrecht verfügen, das bei allem
notwendigen Werte-Konservativismus eines
der modernsten Europas ist. Dennoch wird
es auch in Zukunft Änderungen geben müssen,
um mit der rechtlichen und wirtschaftlichen
Entwicklung Schritt halten zu können.
Wir haben an der Rechtsentwicklung in

Österreich durch eine Vielzahl von Stellung-
nahmen, Interventionen und Gesprächen
mitgewirkt. Hier gab es nicht nur eine Un-
zahl von Gesetzesbegutachtungen, sondern
auch die fruchtbare Arbeit der Arbeitsgrup-
pen im Justizministerium, an denen unsere
Sicht der Dinge durch Kolleginnen und Kol-
legen eingebracht wurde.
Der jährliche Wahrnehmungsbericht ist ein

von der Öffentlichkeit, den Behörden sowie
Institutionen wichtig und ernst genommenes
Instrument zur Feststellung des Zustandes
der Rechtspflege und der Verwaltung.
Dies alles wäre aber nicht ohne die freiwil-

lige Mitwirkung vieler Kolleginnen und Kolle-
gen möglich gewesen, die ihre Sach- und Fach-
kunde unentgeltlich dem Österreichischen
Rechtsanwaltskammertag zur Verfügung ge-
stellt haben. Diese Kolleginnen und Kollegen
haben für diese unersetzliche Tätigkeit viel
Zeit aufgewendet, die ihnen in ihren Kanzleien
abgegangen sein wird. Ich kann aber heute mit
Stolz sagen, dass mir eine Bitte zur Mitarbeit,
an wen immer ich sie gerichtet habe, niemals
abgeschlagen wurde. Das war für mich eines
der prägendsten Erlebnisse: Hier ist eine Ge-
meinsamkeit entstanden, die im Interesse der
Weiterentwicklung der Rechtsordnung, des
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Berufsrechtes und damit auch der österreichi-
schen Rechtsanwaltschaft wirkte. Für diese
Bereitschaft, für diese Tätigkeit möchte ich
mich heute bei allen Kolleginnen und Kolle-
gen besonders bedanken. Sie haben durch ihre
Tätigkeit maßgeblich am Fortschritt mit-
gewirkt und dazu beigetragen. Ich durfte/
brauchte in diesem Zusammenhang nur den
Anstoß geben.
Ich darf mich aber auch bei meinen Kolle-

ginnen und Kollegen, den Präsidentinnen
und Präsidenten des Präsidentenrates bedan-
ken. Die Novelle ganz am Anfang meiner Tä-
tigkeit, die die Organisation des Österreichi-
schen Rechtsanwaltskammertages neu regelte
und verbesserte, hat sich bewährt. Der Präsi-
dentenrat ist mit seinen mehrmaligen Sitzun-
gen im Jahr und dem Strategiepräsidentenrat

einmal jährlich zu einem Motor der Rechts-
und Standespolitik geworden, der die Empfeh-
lungen der Arbeitskreise aufnahm, diskutierte
und schließlich so beschloss, dass ihre Durch-
setzung möglich wurde. Für die vielen, zum
Teil mühevollen, Diskussionen und Beiträge,
die aber in der überwiegenden Mehrzahl kon-
struktiv waren, darf ich mich ebenfalls bedan-
ken; wie ich mir überhaupt, das gilt insbeson-
dere auch für die Delegiertenversammlungen
des Österreichischen Rechtsanwaltskammerta-
ges, echter Unterstützung aller Beteiligten ge-
wiss sein durfte.
Ich blicke daher mit Freude zurück und ich

kann sagen, ich habe keinen Tag meiner Präsi-
dentschaft bereut.
Meinem Nachfolger wünsche ich, dass er

dereinst dasselbe sagen kann.

Zum Beginn
Die Standespolitik des 21. Jahrhunderts hat
Dr. Gerhard Benn-Ibler als Präsident des Öster-
reichischen Rechtsanwaltskammertages maß-
geblich gestaltet.
Als sein Präsident Stellvertreter seit dem

Jahre 2002 danke ich ihm für seinen unermüd-
lichen Beitrag zum Gemeinwohl und sein
stetes Bestreben zur Verbesserung der Rechts-
staatlichkeit.
Ich danke auch Dr. Waltraute Steger, Dr. Ger-

hard Horak, Dr. Marcella Prunbauer-Glaser und
Dr. Josef Weixelbaum für ihre Standesarbeit als
Präsidenten Stellvertreter im Rahmen des
ÖRAK.
Kaum haben wir das erste Jahrzehnt des

21. Jahrhunderts hinter uns gebracht, steckt
die Justiz in einer schweren Krise.

Die österreichische Rechtsanwaltschaft ist
aufgerufen, in einer „Initiative Justiz“ das Ver-
trauen der Kollegen, mehr noch, jenes der ös-
terreichischen Bevölkerung in die Justiz wieder
herzustellen.
Gemeinsam mit allen betroffenen Kreisen

gilt es auszumachen, woran unsere Justiz
krankt.
Gemeinsam gilt es, die österreichische Justiz

zur Besten in der Europäischen Union auszu-
gestalten und sich auf Errungenem nicht aus-
zuruhen.
United we stand, divided we fall.

Dr. Rupert Wolff

Editorial
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FATF – Geldwäsche- und
Terrorismusfinanzierungsrisiko

D ie Financial Action Task Force (FATF) ruft in einer
öffentlichen Erklärung vom 24. 6. 2011 ihre Mit-

glieder auf, Gegenmaßnahmen zu ergreifen, um das in-
ternationale Finanzsystem gegen das anhaltende be-
trächtliche Geldwäsche- und Terrorismusfinanzie-
rungsrisiko, das vom Iran und Nordkorea ausgeht, zu
schützen. Ferner ersucht die FATF ihre Mitglieder in

Ansehung von Äthiopien, Bolivien, Kenia, Kuba,
Myanmar, Sri Lanka, Syrien und der Türkei, das
hinsichtlich dieser Staaten bestehende hohe Geld-
wäsche- und Terrorismusfinanzierungsrisiko zu be-
rücksichtigen. Weitere Informationen finden Sie unter
www.fatf-gafi.org

ST

Selbständigenvorsorge

M it 1. 1. 2008 sind umfassende Änderungen des Be-
trieblichen Mitarbeitervorsorgegesetzes, das nun-

mehr Betriebliches Mitarbeiter- und Selbständigenvor-
sorgegesetz – BMSVG heißt, in Kraft getreten (BGBl I
2007/102). Mit dem 5. Teil des BMSVG werden unter
anderem auch freiberuflich Selbständige und damit alle
Personen, die in die Liste der Rechtsanwälte oder in die
Liste der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte
eingetragen sind (§ 62 Abs 1 Z 5 BMSVG), im Rahmen
eines Optionen-Modells einbezogen.

Aufgrund dieses Opting-In-Modells konnten sich
alle Rechtsanwälte, die bis zum 31. 12. 2007 in die Liste
eingetragen worden sind, durch Abschluss eines Bei-
trittsvertrages mit einer Betrieblichen Vorsorgekasse
(BV-Kasse) bis zum 31. 12. 2008 für eine Einbeziehung
iSd 5. Teils des BMSVG entscheiden. Rechtsanwälte,
die erst 2008 oder später eingetragen worden sind,
können sich innerhalb eines Jahres nach der Eintra-
gung für eine Einbeziehung entscheiden. NachVer-
streichen dieser 1-Jahresfrist ist der Abschluss eines
Beitrittsvertrages nicht mehr möglich.

Eine Einbeziehung nach dem 1. oder 4. Teil des
BMSVG schließt die Optionsmöglichkeit nach dem
5. Teil nicht aus.

Jeder Rechtsanwalt ist grundsätzlich frei in seiner
Entscheidung, welche BV-Kasse er auswählt. Ein Rah-
menvertrag mit dem Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertag gem § 70 BMSVG ist aber Voraussetzung
dafür, dass ein Rechtsanwalt einen individuellen Bei-
trittsvertrag gem § 65 BMSVG mit einer bestimmten
Vorsorgekasse abschließen kann.

Nachfolgend alphabetisch angeführte Vorsorgekas-
sen haben bislang mit dem ÖRAK einen Rahmenver-
trag abgeschlossen:
" APK Vorsorgekasse AG
" BAWAG Allianz Vorsorgekasse AG
" BONUS Vorsorgekasse AG

" fair-finance Vorsorgekasse AG
" Niederösterreichische Vorsorgekasse AG
" ÖVK Vorsorgekasse AG (nunmehr Valida Vorsorge

Management)
" Siemens Mitarbeitervorsorgekasse AG
" VBV – Vorsorgekasse AG

Die Höhe des zu leistenden Jahresbeitrages beträgt
für alle Rechtsanwälte einheitlich 1,53% der GSVG-
Höchstbeitragsgrundlage (§ 64 BMSVG). Die Bei-
tragseinhebung erfolgt direkt durch die ausgewählte
BV-Kasse. Für die geleisteten Beiträge besteht eineKa-
pitalgarantie (§ 24 BMSVG). Nachdem man sich
einmal für die Einbeziehung entschieden hat, ist
ein Einstellen, Aussetzen oder Einschränken der
Beitragsleistung für die Dauer der Berufsausübung
nicht zulässig.

Nach Entscheidung für das Opting-In handelt es sich
bei dem jährlichen Beitrag um einen Pflichtbeitrag.Die
so geleisteten Beiträge sind daher als Betriebsaus-
gabe steuerlich abzugsfähig.

Der Anwartschaftsberechtigte hat bei Vorliegen von
drei Einzahlungsjahren mindestens zwei Jahre nach Be-
endigung der Berufsausübung (§ 67 BMSVG) bzw je-
denfalls ab Inanspruchnahme einer Pension aus der
Versorgungseinrichtung Anspruch auf einen Kapitalbe-
trag aus der Anwartschaft auf eine Selbständigenvor-
sorge. Es besteht grundsätzlich die Möglichkeit der
Weiterveranlagung bzw der Übertragung an eine an-
dere BV-Kasse, die Übertragung des Betrages zwecks
lebenslanger, steuerfreier Zusatzpension in eine Pensi-
onskasse oder die Auszahlung des Kapitalbetrages mit
dem begünstigten Steuersatz von 6% Lohnsteuer.

Weitere Informationen zur Betrieblichen Mitarbei-
ter- und Selbständigenvorsorge finden Sie auf der In-
ternetseite des Bundesministeriums für Wirtschaft,
Familie und Jugend www.bmwfj.gv.at und im AnwBl
2008, 474 f.
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Inland

10. Oktober WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Produkthaftung, Produktsicherheit & Produkt-
rückruf
Vermeiden Sie Haftung!
Mag. Perz, RA Dr. Eustacchio, LL.M.

12. Oktober WIEN

WU Wien, Seminar aus Privatrecht: Übermitt-
lungsfehler des Boten
Univ.-Ass. Dr. Andreas Geroldinger, Universität Linz

12. Oktober WIEN

STEP Austria Annual Conference 2011: Private
Foundations/Trusts – Civil Law/Tax Law
Chairs: Prof. Friedrich Fraberger, TEP (KPMG),
MMag. Michael Petritz, TEP (KPMG), RA Imke
Gerdes, TEP (Baker & McKenzie), RA Dr. Alexander
Hofmann, TEP

13. und 14. Oktober RUST

Business Circle: 15. RuSt 2011
Business Circle Jahresforum für Recht & Steuern
Fachliche Leitung: RA Univ.-Prof. Dr. Hanns F. Hügel,
49-köpfiges Referententeam

14. Oktober GRAZ

ÖRAV-Seminar: Grundbuch III
RegR A. Jauk

18. Oktober WIEN

Oberster Gerichtshof: Meinungsfreiheit und Per-
sönlichkeitsschutz

20. Oktober WIEN

Business Circle: Datenschutz aktuell
Anwendbares Know-how für Ihre Unterneh-
menspraxis
RA Dr. Rainer Knyrim, MR Mag. Georg Lechner, MR
Dr. Eva Souhrada-Kirchmayer

20. Oktober WIEN

ÖRAV-Seminar: Kosten-Aufbauseminar
RA Dr. A. Grundei

21. Oktober GRAZ

ÖRAV-Seminar: Insolvenzverfahren
RA Dr. Th. Engelhart

21. Oktober WIEN

Berufsverband Österreichischer PsychologInnen:
Fachtagung: Diagnostik von sexuellem Miss-
brauch im Spannungsfeld von Traumatisierung
und Suggestion

25. Oktober WIEN

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Betriebsvereinbarungen – optimal gestalten/än-
dern
Univ.-Prof. Dr. Gert-Peter Reissner, Dr. Andreas Jöst

7. November WIEN

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Neue Textbausteine für Mietverträge – samt Än-
derungen durch die letzten Novellen und aktu-
ellste Judikatur
Dr. Wolfgang Dirnbacher

7. November SALZBURG

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Einstweilige Verfügungen im Familienrecht – in-
klusiver nationaler und internationaler Schnell-
verfahren
Hofrat Dr. Edwin Gitschthaler, Richter Mag. Susanne
Beck

8. November WIEN

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Der Gewährleistungsprozess
Mag. Johann Guggenbichler

9. November WIEN

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Einstweilige Verfügungen im Familienrecht – in-
klusiver nationaler und internationaler Schnell-
verfahren
Hofrat Dr. Edwin Gitschthaler, Richter Mag. Susanne
Beck

9. November WIEN

WU Wien, Seminar aus Privatrecht: Vertretung
von Gebietskörperschaften und Vertrauens-
schutz
Univ.-Prof. Dr. Meinhard Lukas, Universität Linz

9. November WIEN

W & M Wirtschaftsseminare-Organisation & Mar-
ketingservice Gesellschaft mbH: Korrekte Miet-
vertragserrichtung unter besonderer Berück-
sichtigung der Klauseljudikatur des OGH
Univ.-Prof. Dr. Helmut Böhm

10. November WIEN

Österreichischer Juristentag:
Festveranstaltung „200 Jahre ABGB“

10. November WIEN

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Reparatur-Notwendigkeiten bei Stiftungen
RA Dr. Maximilian Eiselsberg, DDr. Katharina Müller,
Univ.-Lekt. MMag. Michael Petritz, LL.M., RA
Mag. Florian Haslwanter

15. November INNSBRUCK

W & M Wirtschaftsseminare-Organisation & Mar-
ketingservice Gesellschaft mbH: Korrekte Miet-
vertragserrichtung unter besonderer Berück-
sichtigung der Klauseljudikatur des OGH
Univ.-Prof. Dr. Helmut Böhm

Termine
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16. November SALZBURG

W & M Wirtschaftsseminare-Organisation & Mar-
ketingservice Gesellschaft mbH: Korrekte Miet-
vertragserrichtung unter besonderer Berück-
sichtigung der Klauseljudikatur des OGH
Univ.-Prof. Dr. Helmut Böhm

16. und 17. November WIEN

ICC Austria: US Export –& Re-Export-Controls,
Sanctions & Embargoes
Nicholas Coward, Baker & McKenzie, Washington, Mi-
chael Howlett, Director ICC Commercial Crime Services,
London, Neil Chantry, HSBC Bank, London

21. November WIEN

ÖRAV-Seminar: Grundbuch III
RegR A. Jauk

22. November INNSBRUCK

W & M Wirtschaftsseminare-Organisation & Mar-
ketingservice Gesellschaft mbH: Korrekte Errich-
tung von Bauträgerverträgen
Univ.-Prof. Dr. Helmut Böhm

22. November WIEN

Podiumsdiskussion: Zivilrechtsgesetzgebung –

200 Jahre später: Delegation von Gestaltungs-
macht?

22. und 23. November WIEN

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Gerichtliche und außergerichtli-
che Unternehmenssanierung
Referententeam

23. November SALZBURG

W & M Wirtschaftsseminare-Organisation & Mar-
ketingservice Gesellschaft mbH: Korrekte Errich-
tung von Bauträgerverträgen
Univ.-Prof. Dr. Helmut Böhm

23. und 24. November WIEN

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Arbeitsrecht
Univ.-Prof. Dr. Franz Schrank, Univ.-Prof. Dr. Wolf-
gang Mazal, HR Dr. Gerhard Kuras, Dr. Andreas Jöst
und weitere Experten

24. und 25. November SALZBURG

Studiengesellschaft für Wirtschaft und Recht: Sym-
posion, Alter und Recht

29. November WIEN

W & M Wirtschaftsseminare-Organisation & Mar-
ketingservice Gesellschaft mbH: Korrekte Errich-
tung von Bauträgerverträgen
Univ.-Prof. Dr. Helmut Böhm

30. November WIEN
WU Wien, Seminar aus Privatrecht: Schutz von
Geheimnissen im Zivilprozessrecht
Univ.-Ass. Mag. Dr. Thomas Garber, Universität Graz

2. Dezember KLAGENFURT
ÖRAV-Seminar (vm): Exekution I
RA Dr. H. P. Wachter, RegR A. Jauk

2. Dezember KLAGENFURT
ÖRAV-Seminar (nm): Exekution II
RA Dr. H. P. Wachter, Mag. M. Riedl

14. Dezember WIEN
WU Wien, Seminar aus Privatrecht: Aktuelle Fra-
gen des Irrtumsrechts
Ass.-Prof. Dr. Renate Pletzer, Universität Salzburg

18. Jänner 2012 WIEN
WU Wien, Seminar aus Privatrecht: Jahresrück-
blick bemerkenswerter schadenersatzrechtlicher
Entscheidungen des OGH
Hon.-Prof. Dr. Karl-Heinz Danzl, Sen.-Präs. des OGH

17. und 18. Februar 2012 WIEN
Vienna Arbitration Days: Arbitration in Europe –

A Framework in the Making?

Ausland

7. bis 9. Oktober POSEN/POLEN
Association Europeenne des Avocats – European As-
sociation of Lawyers (AEA-EAL): Brüssel I und
Reform

11. bis 15. Oktober DUBLIN
American Bar Association (ABA): 2011 Fall Mee-
ting

23. bis 28. Oktober PRAG
World Jurist Association: 24th Biennal Congress on
the Law of the World

27. bis 29. Oktober TURIN
Association Internationale des Jeunes Avocats (AIJA):
Distributing in Europe: Is the EU an Even
Ground? How to Deal with the Remaining Diffe-
rences

31. Oktober bis 4. November MIAMI
Union Internationale des Avocats (UIA): 55th An-
nual Congress

24. und 25. November PARIS
Union Internationale des Avocats (UIA): Advanced
Mediation Training Course

1. bis 10. Juni 2012 ROVINJ/KROATIEN
Fußballweltmeisterschaft der Anwälte:
16. MUNDIAVOCAT CLASSIC
3. MUNDIAVOCAT MASTER
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" §§ 877, 888, 891, 1295, 1323 ABGB; §§ 47 a, 52, 57,
65 AktG; § 48 d BörseG; §§ 7, 8 EO; §§ 3, 11 KMG;
§§ 182 a, 235 ZPO:
Vorrang der Prospekthaftung vor dem aktienrechtli-
chen Verbot der Einlagenrückgewähr

1. Der Geltendmachung von Prospekthaftungs-
ansprüchen stehen die Kapitalerhaltungsregeln,
konkret das Verbot der Einlagenrückgewähr nicht
entgegen, da die kapitalmarktrechtlichen Normen
die Anleger schützen und Verbandsmitglieder im
Gesellschaftsrecht gleichzeitig als Risikoträger anzu-
sehen sind. Dies gilt auch für Großanleger, welche
ebenfalls Prospekthaftungsansprüche geltend ma-
chen können.
2. DieNaturalrestitution ist nur möglich, wenn der
Anleger die Wertpapiere nach wie vor hält, anderen-
falls ist der rechnerische Schaden in Geld zu erset-
zen.
OGH 30. 3. 2011, 7 Ob 77/10 i ÖBA 2011/1724 =
GeS 2011, 223.

" §§ 10, 66 GmbHG; §§ 27 ff KO:
Vorrang der Gläubigeranfechtung im Konkurs gegen-
über der Kapitalerhaltung

In der Insolvenz des Gesellschafters als Privatperson
hat die Gläubigeranfechtung Vorrang gegenüber
den Kapitalerhaltungsvorschriften der Gesell-
schaft. Daher muss die Gesellschaft die vom Privat-
gläubiger angefochtene Einlageleistung an die Masse
zurückzahlen. Grund dafür ist, dass die Kapitalerhal-
tungsvorschriften nur bei Vermögensübertragungen
der Gesellschaft an ihren Gesellschafter eingreifen.
OGH 26. 5. 2010, 3 Ob 51/10m ÖBA 2011/1719.

" § 18 Abs 2 UGB; Art 49, 54 AEUV:
Vorrang der Niederlassungsfreiheit vor dem nationalen
Firmenrecht

1. Eine in einem EU-Mitgliedstaat zulässig gebil-
dete Firma einer nach dem Recht dieses Staates ge-
gründeten Gesellschaft darf im EU-Ausland ohne
Zusätze für Zweigniederlassungen verwendet wer-
den.
2. Eine Beschränkung der Niederlassungsfreiheit
ist nur unter sehr engen Voraussetzungen zuläs-
sig und allein die Tatsache, dass ein Begriff, der in
dieser Firma vorkommt, gegen das Irreführungsver-
bot des österreichischen Firmenordnungsrechts ver-
stößt, rechtfertigt die Verweigerung der Eintragung
in das Firmenbuch nicht.
OGH 16. 3. 2011, 6 Ob 67/10m GeS 2011, 230.

" § 283, § 906 Abs 3 UGB:
Zwangsstrafverfahren bei der Verletzung von Offen-
legungspflichten

Nach der Gesetzesänderung durch das Budgetbe-
gleitgesetz 2011 ist nun für alle Verstöße gegen
die Offenlegungspflicht, die nach dem 1. 1. 2011
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noch fortdauern, ohne Verfahren eine Zwangsstrafe
mittels Strafverfügung zu verhängen. Strafverfügun-
gen nach neuem Recht dürfen allerdings erst seit
1. 3. 2011 ergehen.
OLG Wien 18. 2. 2011, 4 R 43/11 i GeS 2011, 169.

" §§ 17 GmbHG; §§ 15 ff FBG; § 879 ABGB:
Firmenbuchgerichtliche Prüfungspflicht bei behaup-
teter Nichtigkeit

1. Die Behauptung der Nichtigkeit ist, so sie nicht
lediglich eine Einrede darstellt, vom Firmenbuchge-
richt im streitigen Verfahren zu entscheiden.
2. Das Firmenbuchgericht hat jede Anmeldung
sowohl formell- als auch materiell-rechtlich und tat-
sächlich zu prüfen. Allerdings ist lediglich zum
Schutz von Allgemeininteressen sowie der öffentli-
chen Ordnung und Sicherheit eine absolute Nichtig-
keit von Amts wegen aufzugreifen.
3. Eine relative Nichtigkeit ist im Eintragungsver-
fahren vom Firmenbuchgericht nicht als Vorfrage
zu prüfen.
OLG Wien 18. 10. 2010, 28 R 193/10 y GeS 2011,
116.

" § 44 EO:
Pfändung der gesamten Rechte des Stifters gegenüber
der Privatstiftung

Bei einer Exekution auf die Gesamtrechte des
Verpflichteten als Stifter einer Privatstiftung, kann
nicht generell gesagt werden, dass die Gefahr eines
unersetzlichen oder schwer zu ersetzenden Vermö-
gensnachteils für den Verpflichteten offenkundig
ist. Lediglich bei unmittelbarem Bevorstehen des
Widerrufs ist es möglich, eine solche Gefahr anzu-
nehmen.
OGH 13. 10. 2010, 3 Ob 139/10 b ZFS 2011, 21.

Diese Ausgabe von
„Recht kurz & bündig“
entstand unter
Mitwirkung von
Dr. Manfred Ainedter,
Mag. Franz Galla und
Dr. Ullrich Saurer.
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" § 281 Abs 1 Z 11 StPO (§ 281 Abs 1 Z 4, 5 und 5 a
StPO) = EvBI-LS 2010/170:
Der Strafbemessung zugrunde gelegter Sachverhalt ist
Anfechtung mit NB entrückt

§ 281 Abs 1 Z 11 dritter Fall StPO stellt auf eine
grobe Verkennung ges Vorgaben für eine Ermes-
sensentscheidung im Sanktionsbereich ab. Nichtig-
keit idS liegt auch dann vor, wenn das Gericht ohne
das Erfordernis eines Bezugs zu getroffenen (Straf-
zumessung-)Tatsachenfeststellungen nach den Ent-
scheidungsgründen erkennbar dem richterlichen
Ermessen entzogene Fallnormen zur Strafbemes-
sung herangezogen hat, welche mit den ges Bestim-
mungen nicht in Einklang zu bringen sind. Die
Korrektheit der Sachverhaltsermittlung, welche
Verfahrens-, Mängel- und Tatsachenrüge bei der
Schuldfrage in formalisierter, solcherart möglichst
gleichgerechterweise sicherstellen, wird hingegen
vom Wortlaut und Zweck des § 281 Abs 1 Z 11
dritter Fall StPO nicht erfasst. Analoge Anwendung
von § 281 Abs 1 Z 4, 5 und 5 a StPO (wie bei Prü-
fung der Sanktionsbefugnisgrenzen nach § 281
Abs 1 Z 11 erster Fall StPO) kommt nicht in Be-
tracht, weil jeder Hinweis auf eine planwidrige Lü-
cke fehlt. Dass § 281 Abs 1 Z 11 dritter Fall StPO
nicht die Korrektheit der Feststellung von Strafzu-
messungstatsachen betrifft, sondern nur deren
(rechts) fehlerhafte Beurteilung, geht aus dem da-
rauf hinweisenden Klammerausdruck in den GMat
unmissverständlich hervor.
OGH 12. 8. 2010, 12 Os 114/10 x.

" § 281 Abs 3 StPO (§ 252 Abs 1, § 281 Abs 1 Z 3
StPO):
Verlesungsermächtigung bei ohne konkrete Adresse „in
die Türkei zurückgekehrtem“ Zeugen

Die unter angeblichem Verstoß gegen den Unmittel-
barkeitsgrundsatz erfolgte Verlesung eines Verneh-
mungsprotokolls kann bei nachträglich iSd § 252
Abs 1 StPO gerechtfertigter Verlesung des Proto-
kolls nicht mehr als Verfahrensmangel geltend ge-
macht werden.
OGH 19. 8. 2010, 13 Os 85/10 i EvBl 2010/158.

" § 50 StPO (Art 6 Abs 3 lit a und b MRK):
Keine Überspannung der Informationspflicht gegen-
über Beschuldigtem

Eine vollständige, detaillierte Information betreffend
die Anschuldigungen gegen den Beschuldigten und
die rechtliche Qualifikation, welche das Gericht in
der Angelegenheit voraussichtlich vornehmen wird,
ist zwar eine wesentliche Voraussetzung dafür, dass
ein Verfahren fair ist, doch wird eine entsprechende
Unterrichtung idR erst im Zeitpunkt der Einbrin-
gung der Anklage möglich und auch notwendig sein.
OGH 28. 9. 2010, 14 Os 108/10 d EvBl 2010/159.

" § 39 StGB (§ 28 a Abs 2 Z 1 SMG; § 281 Abs 1 Z 11
StPO):
Doppelvermessungsverbot und Strafrahmenbildung

Kein Verstoß gegen ein Doppelverwertungsgebot,
wenn ein Gericht ein und dieselbe Verurteilung so-
wohl beim Schuldspruch wegen des Verbrechens
des Suchtgifthandels nach § 28 a Abs 1 und 2 Z 1
SMG als auch bei der Strafrahmenbildung nach
§ 39 StGB in Anschlag bringt.
OGH 28. 9. 2010, 14 Os 115/10 h EvBl 2010/160.

" § 27 SMG (§ 30 SMG) EvBI-LS 2010/182:
Auch wo das SMG nicht auf Mengen abstellt, muss das
Strafurteil stets den Wirkstoff angeben

Im Hinblick auf die konstitutive und taxative Enu-
meration der Suchtgifte und psychotropen Stoffe
im SV und PV (vgl die Regelungsverweise in den
Legaldefinitionen der Suchtgifte in § 2 Abs 1, 2
und 3 SMG sowie der psychotropen Stoffe in § 3
Abs 1 und 2 SMG) bezieht sich strafrechtlich rele-
vantes Verhalten nach dem SMG immer nur auf
in SV oder in PV konkret erfasste Wirkstoffe. Es
sind daher stets konkrete UFeststellungen zur sol-
cherart entscheidenden Tatsache Beschaffenheit,
nämlich der Wirkstoffart (und -menge) der jeweils
tatverfangenen Substanzen, erforderlich. Die bloße
Bezeichnung mit Marken- oder Handelsnamen so-
wie die bloße Nennung der Anzahl und Bezeich-
nung von (allenfalls ein Suchtgift oder einen psy-
chotropen Stoff enthaltende) Tabletten genügt
nicht.
OGH 24. 8. 2010, 14 Os 112/10 t.

" § 1304 ABGB; Art 14 StGG; Art 9 EMRK:
Religiös motivierte Verweigerung einer medizinisch
indizierten Bluttransfusion – Verletzung der
Schadensminderungspflicht

In dieser E vertritt der erk Senat des OGH die Mei-
nung, dass die Schadensminderungspflicht bei reli-
giös motivierter Verweigerung einer medizinisch in-
dizierten Bluttransfusion verletzt wird, wenn durch
diese Maßnahme eine weitere Schädigung (hier: der
Tod des Unfallopfers) vermieden hätte werden kön-
nen. Dabei hat sich der erk Senat ausführlich mit
der E des OLG Innsbruck vom 16. 8. 1994, ZVR
1996/48, auseinandergesetzt, in welcher die Mei-
nung vertreten wurde, dass das Recht auf Glaubens-
und Gewissensfreiheit im Ergebnis höher einzustu-
fen sei als das Recht auf Eigentum. Zu dieser Ent-
scheidung hat es in der Lehre zwei unterschiedliche
Positionen gegeben, wobei sich der erk Senat nun-
mehr jenem Teil der Lehre anschloss, welcher die
seinerzeitige Meinung des OLG Innsbruck nicht
teilte.
Hierzu wird vom OGH ausgeführt, dass die beim
Unfall Verletzte in ihrer Religions-, Glaubens- oder
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Gewissensfreiheit nicht beeinträchtigt gewesen sei.
Als eigenberechtigter Person sei es ihr freigestanden,
jegliche medizinische Behandlung, somit auch eine
Bluttransfusion, rechtmäßig zu verweigern. Die Ver-
letzung der Schadensminderungspflicht setze näm-
lich kein rechtswidriges Verhalten des Geschädigten
voraus, sondern begründe lediglich eine Obliegen-
heitsverletzung. Diese Freiheit der (Gewissens-)Ent-
scheidung bedeute aber laut OGH nicht, dass derje-
nige, der eine für ihn objektiv ungünstige, gegen
die Obliegenheit zur Schadensminderung versto-
ßende Gewissensentscheidung trifft, die aus der ob-
jektiven Ungünstigkeit der Entscheidung folgenden
Nachteile nicht zu tragen hätte. Diese Nachteile sind
im vorliegenden Fall möglicherweise der Tod der
Verletzten, aber auch, dass im Fall, dass bei medizi-
nisch indizierter und durchgeführter Bluttransfusion
die Verletzte überlebt hätte, der Schädiger für die
nachteiligen Folgen dieser objektiv ungünstigen Ge-
wissensentscheidung nicht einzustehen hat. Ansons-
ten wäre das ebenfalls verfassungsrechtlich gewähr-
leistete Grundrecht des Schädigers auf Eigentum
(Art 5 StGG) betroffen.
Im Ergebnis hat der OGH die Meinung des BerG
bestätigt, welche die Rechtssache an das ErstG zu-
rückverwies, damit Feststellungen darüber ge-
troffen werden mögen, ob eine Behandlung mit
Blutkonserven medizinisch indiziert gewesen sei
und geeignet gewesen wäre, lebenserhaltend zu
wirken.
OGH 22. 6. 2011, 2 Ob 219/10 k ZAK 2011/526,
278 (Heft 14).

" §§ 89, 89 a GOG; § 5 ERV; § 812 ABGB; § 144 Abs 2,
§§ 178, 180 AußStrG:
Nachlassseparationsantrag an den Gerichtskommissär
via E-Mail als PDF-Datei

Der Separationsantrag im Verlassenschaftsverfahren
kann gem § 144 Abs 2 AußStrG auch beim Gerichts-
kommissär eingebracht werden. Auch im Außer-
streitverfahren können Anbringen, wie Anträge, Er-
klärungen und Mitteilungen gem §§ 89 ff GOG
und §§ 58 ff Geo mittels Telefax eingebracht werden,
wobei das Nachreichen des Originals und der Unter-
schrift notwendig ist. Ebenso wie die Telefax-Ein-
gabe ist auch der Eingang einer E-Mail – selbst wenn
die Sendung von E-Mails keine zulässige Übermitt-
lungsart im ERV ist – beachtlich. Die E-Mail ist dann
eingelangt, wenn sie im „elektronischen Verfügungs-
bereich“ des Gerichts, also im vom Gericht für die
Empfangnahme von E-Mail-Sendungen gewählten
Server, empfangen wurde.
Im konkreten Fall ist der Separationsantrag somit
rechtzeitig vor Eintritt der Rechtskraft des Einant-
wortungsbeschlusses eingegangen, zumal er als
PDF-Anhang an jenem Tag an den Gerichtskommis-
sär geschickt wurde, der vor dem Tag der Erlassung
des Einantwortungsbeschlusses durch das Verlassen-
schaftsgericht lag. Der Einantwortungsbeschluss
wird im Falle des Rechtsmittelverzichts des Erben
erst mit Abgabe zur schriftlichen Ausfertigung an
die Geschäftsstelle rechtskräftig, und er war hier so-
mit mittels Rekurs bekämpfbar.
OGH 31. 5. 2011, 10 Ob 28/11 g ZAK 2011/512,
274 (Heft 14).
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Zum Ethos des Rechtsanwaltes –
Ein Beitrag aus österreichischer Sicht*)
Von RA Dr. Gerhard Benn-Ibler, Wien.

I. Einleitung
Ethos und Berufsrecht des Rechtsanwaltes stehen in ei-
nem untrennbaren Zusammenhang. So gut wie alle be-
rufsrechtlichen Vorschriften – mögen sie Zugangs-,
Ausübungs- oder Organisationsregeln sein – finden
ihre Begründung im Berufsethos.

Im Vordergrund steht immer der Gemeinwohlbezug
der rechtsanwaltlichen Tätigkeit.

Kommt das Berufsethos im Berufsrecht zum Aus-
druck, so erschöpft es sich darin aber nicht, sondern
geht darüber hinaus. Es gibt berufsethisch gesolltes
Verhalten, das sich nur schwer und unvollständig in all-
gemeine Regeln fassen lässt. Die Rechtsanwaltsord-
nung spricht von Redlichkeit und Ehrenhaftigkeit,
von Ehre und Würde des Standes (§ 10 Abs 2 RAO),
schuldhafte Verletzungen dieser Pflichten werden als
Disziplinarvergehen geahndet. Dieser Regelungsrah-
men hat sich bisher einerseits als bestimmt genug er-
wiesen, um befolgt werden zu können, ist aber anderer-
seits doch so offen, dass gesellschaftliche, wirtschaftli-
che und rechtliche Entwicklungen berücksichtigt wer-
den können.

II. Die Advocatenordnung
vom 6. Juli 1868

Die Freiheit der österreichischen Advokatur ist eine
Folge der Schlacht von Königgrätz. Nach dem Verlust
des Kampfes um die Vorherrschaft in Deutschland
musste Österreich nicht nur außenpolitisch diesen
Machtanspruch aufgeben, sondern auch mit Ungarn ei-
nen Ausgleich versuchen und den liberalen Bestrebun-
gen im Inneren des Landes endlich nachgeben.

Es entstand das Grundgesetz über die bürgerlichen
Rechte und Grundfreiheiten, das noch heute der Nuk-
leus des geltenden Grundrechtskataloges ist. Es musste
das Wirtschaftsordnungsrecht neu und liberal gestaltet
werden. Es entstand in diesem Zusammenhang die Ad-
vocatenordnung vom 6. Juli 1868, die am 1. Jänner
1869 in Kraft trat, und diese Advocatenordnung ent-
hielt tatsächlich für die damaligen Verhältnisse drama-
tische Änderungen. Wurden bisher Advokaten vom
Justizminister ernannt, hatte nun jeder, der die vorgese-
henen Erfordernisse erfüllte, Anspruch auf Eintragung
in die Liste der Rechtsanwaltskammer seines Sitzes und
konnte die Verweigerung der Eintragung beim Obers-
ten Gerichtshof anfechten. Diese Eintragung war bei

Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen durch die
örtlich zuständige Rechtsanwaltskammer vorzuneh-
men. Diesen Rechtsanwaltskammern standen auch alle
regulatorischen Befugnisse zu, die bisher vom Landes-
herrn durch seinen Beamtenapparat (Justizminister)
ausgeübt wurden.

Die Advokatenkammern waren damals bereits basis-
demokratisch organisiert und unterlagen weder Wei-
sungen noch einer Aufsicht des Justizministeriums.

Ausdrücklich wird festgehalten, dass der Advokaten-
stand von den Gerichten unabhängig ist und die Dis-
ziplinargewalt durch Organe des Advokatenstandes
ausgeübt werde.

Die freie unabhängige Advokatur war entstanden.
Wir lehnen daher in unserer Begriffswelt die Verwen-

dung des Begriffes „Organ der Rechtspflege“ ab, weil
damit für uns nicht dieGleichordnung, sondern dieUn-
terordnung unter die Gerichte verbunden ist. Wir ha-
ben die gleichen Begriffe, aber unterschiedliche Be-
griffsinhalte. Wir sollten daher immer unterscheiden,
obwir vomösterreichischen oder vomdeutschenBegriff
ausgehen. Sachlich haben wir keine Differenz. Auch die
österreichischen Anwälte verstehen sich als gleichbe-
rechtigte Partner, die mit den anderen Rechtsberufen
an der Verwirklichung der Rechtsordnung mitwirken.

Gleichzeitig gab die Advocatenordnung aber berufs-
ethisch veranlasste Regeln vor, die im Wesentlichen bis
heute das Berufsrecht prägen, setzt aber auch Stan-
dards, die das von der gemeinsamen Auffassung der
Rechtsanwälte getragene Bild vom ethischen Handeln
erfassen.
Es sind dies:
1. die Unabhängigkeit des Anwaltes,
2. Kliententreue und Gewissenhaftigkeit,
3. die Verschwiegenheit,
4. die Bindung an Gesetz und Gewissen,
5. das Verbot, widerstreitende Interessen zu vertreten,
6. die Redlichkeit und Ehrenhaftigkeit,
7. die unentgeltliche Vertretung nicht leistungsfähiger

Parteien,
8. das Verbot von Beschäftigungen, welche dem Anse-

hen des Advokatenstandes zuwiderlaufen,
9. das Verbot der Quota litis,

10. das Gelöbnis, in dem die Einhaltung der Gesetze
und Berufspflichten versprochen wird.
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*) Bei diesem Beitrag handelt es sich um eine Abhandlung des Autors für
die im Verlag Dr. Otto Schmidt erschienene Festschrift für Hans-Jür-
gen Hellwig, Köln, 2010.

Zum Ethos des Rechtsanwaltes – Ein Beitrag aus österreichischer Sicht
Autor: RA Dr. Gerhard Benn-Ibler, Wien



411

III. Die Rechtsanwaltsordnung 1945
(RAO 1945)

Die berufsrechtlichen/berufsethischen Verpflichtungen
der Advocatenordnung 1868 finden sich praktisch un-
verändert in der Rechtsanwaltsordnung wieder.

Die Rechtsanwaltsordnung definiert damit, wie ge-
sagt, aber nicht nur das berufsrechtlich geprägte Be-
rufsrecht des Rechtsanwaltes, sondern im Grundsatz
auch das berufsethisch gesollte Verhalten des Rechtsan-
waltes.

Diese Definition verfolgt zwei Ziele:
1. Es soll in der Öffentlichkeit ein gemeinwohlbezo-

genes Leitbild des Rechtsanwaltes entstehen, dessen
wesentliche Merkmale Vertrauenswürdigkeit, Verant-
wortung und Kompetenz sind. Dieses Leitbild in den
Köpfen der Bürger (Klienten) ist für die Rechtsanwalt-
schaft lebensnotwendig, ist doch die Dienstleistung des
Rechtsanwaltes eine immaterielle geistige Leistung, die
man nicht im Vorhinein prüfen kann, sondern deren
Wirkung sich erst im Nachhinein zeigt.

Dieses Leitbild ersetzt gleichsam die mangelnde „Be-
greifbarkeit“ der Leistung.

2. Die berufsethischen Regeln setzen Standards, die
über die Regeln im privatwirtschaftlichen Handeln hi-
nausgehen, und erzeugen eine Bindung im beruflichen
Handeln des Rechtsanwaltes an die sich daraus erge-
benden Beschränkungen. Der Rechtsanwalt hat das tat-
sächlich Machbare an solchen Beschränkungen zu mes-
sen und hat die Pflicht, diese zu beachten.

Man erreicht damit, dass der freie Rechtsanwalt zwar
nicht mehr der staatlichen Aufsicht unterliegt. An de-
ren Stelle tritt die von der Disziplinarbehörde sanktio-
nierbare Bindung nicht nur an berufsrechtliche, son-
dern auch an berufsethische Vorschriften.

Leitbildwidriges Verhalten macht disziplinär verant-
wortlich. Der Rechtsanwalt ist damit, auch wenn er der
staatlichen Aufsicht und Kontrolle entzogen ist, weiter-
hin dem Gemeinwohl verpflichtet.

Die Freiheit des Rechtsanwaltes bedeutet somit nicht
Bindungslosigkeit, sondern organisatorische Loslösung
vom Staat im Interesse der Unabhängigkeit des Rechts-
anwaltes. Diese Unabhängigkeit ist es, die den Rechts-
anwalt erst zum wirkungsvollen Vertreter des Bürgers
macht.

IV. Der Umgang mit dem
Gemeinwohlbezug

Mit der Verpflichtung des Rechtsanwaltes auf das Ge-
meinwohl ist ein Verlust privatwirtschaftlichen Hand-
lungsspielraumes verbunden.

Einerseits geht damit nämlich eine Beschränkung
der Erwerbstätigkeit einher (zB berufliches Organisati-

onsrecht), andererseits wird in den Wettbewerb einge-
griffen (zB Vorbehaltsaufgaben, Doppelvertretungsver-
bot).

Seine sachliche Begründung findet dieser Vorrang
der berufsrechtlichen Vorschriften, wie gesagt, an der
Gemeinwohlorientierung zum Schutz des Klienten.

Allerdings ist jede Beschränkung daran zu messen, ob
sie notwendig und geeignet ist, ihr Ziel zu erreichen,
und verhältnismäßig ist, dh nicht mehr einschränkt,
als dies zur Aufrechterhaltung der Gemeinwohlbezo-
genheit des Rechtsanwaltes zum Schutz des Klienten
notwendig ist.

Diese so begrenzte Beschränkung dient damit dem
Klienten und nicht der Abschottung.

Bei ausschließlich wirtschaftlicher Betrachtungs-
weise tritt der Gemeinwohlbezug in den Hintergrund.
Wird die rein wirtschaftsorientierte Wohlstandsopti-
mierung für den Klienten in den Vordergrund gerückt,
erhält diese wirtschaftliche Betrachtungsweise den Vor-
rang vor der Berufsethik und hebelt sie aus.

Um mit diesem Angriff auf die Berufsethik des
Rechtsanwaltes umgehen zu können, lohnt es sich zu
untersuchen, ob und gegebenenfalls welche berufsethi-
schen Komponenten im internationalen Recht und im
EU-Recht zu finden sind.

Die Vereinten Nationen haben unter anderem
(7. 9. 1990) die folgenden Grundprinzipien betreffend
die Rolle des Rechtsanwaltes formuliert:
" Rechtsanwälte haben das Recht, berufliche Selbstver-

waltungsverbände zu gründen, die ihre beruflichen
Interessen schützen und die Fortbildung fördern.

" Diese Verbände trifft eine entscheidende Rolle in der
Wahrung beruflicher Verhaltensregeln und Ethik-
pflichten.

" Disziplinarfälle sind vor einem von der Anwaltsorga-
nisation geschaffenen unparteiischen Disziplinaraus-
schuss zu verhandeln.
Auf der Basis dieser Vorschriften anerkennt die Eu-

ropäische Union (Entschließung des europäischen Par-
lamentes vom 22. 3. 2006)
" die Unabhängigkeit, Verhinderung von Interessen-

konflikten und das Berufsgeheimnis als Grundwerte
des Rechtsanwaltsberufes, die im öffentlichen Inte-
resse gelten.

" Regelungen zum Schutz dieser Grundwerte sind für
die sachgemäße Ausübung des Berufes erforderlich,
und zwar trotz ihrer restriktiven Wirkungen auf
den Wettbewerb.
Denn:

" Jede Reform des Rechtsanwaltsberufes hat weitrei-
chende Konsequenzen auf Freiheit und Rechtsstaat-
lichkeiten.

" Die ethischen Pflichten des Rechtsanwaltes sind ge-
fährdet, wenn Freiberuflern, die nicht Rechtsanwälte
sind, erlaubt wird, durch Kapitalinvestitionen oder in
andererWeise Kontrolle auszuüben, oder wenn Frei-
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berufler im Falle multidisziplinärer Partnerschaften
nicht an gleichwertige berufliche Pflichten gebunden
sind.
Der Europäische Gerichtshof geht in seinen Urteilen

davon aus, dass die Grundwerte der Rechtsanwälte im
allgemeinen Interesse gelegen sind. Zum Beispiel sind
Mindesthonorare zulässig, wenn es eine Wechselbezie-
hung zwischen Honoraransätzen und Qualität der
Leistung gibt, und wenn diese Mindesthonorare dem
Schutz des Verbrauchers und der geordneten Rechts-
pflege dienen. Selbst wenn sich daraus eine Beschrän-
kung des freien Dienstleistungsverkehres ergibt, ist dies
aus zwingenden Gründen des Allgemeinwohles ge-
rechtfertigt.1)

Bei der Prüfung dieses allgemeinen Wohles ist auf
die Rechtsordnung des jeweiligen Mitgliedstaates in ih-
rem Zusammenhang abzustellen. Dass in einem ande-
ren Staat andere Vorschriften bestehen, lässt keinen
Schluss auf die Gemeinschaftswidrigkeit solcher Vor-
schriften zu.2) Es ist also zB aus der Zulässigkeit einer
multidisziplinären Partnerschaft (MDP) in einem Staat
nicht auf die Gemeinschaftswidrigkeit des Verbotes ei-
ner solchen MDP in einem anderen Staat zu schließen.

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die Eu-
ropäische Union die Grundwerte der Rechtsanwalt-
schaft anerkennt und ihr in etwa den gleichen Stellen-
wert einräumt wie Österreich. An die Stelle des öffent-
lichen Interesses tritt allerdings das „allgemeine Inte-
resse“, das wirtschaftlich am Verbraucherschutz und
an der aus wirtschaftlichen Erwägungen notwendigen
geordneten Rechtspflege orientiert ist. Hier könnte
der Verfassungsvertrag eine Änderung herbeigeführt
haben, weil damit der Grundrechtskatalog, den sich
die Europäische Union gegeben hat, verbindlich
wurde. Dieser Katalog bezieht sich auch auf Grund-
und Freiheitsrechte der Bürger, zu deren Schutz die be-
rufsrechtlichen Vorschriften seinerzeit geschaffen wur-
den. Damit ergibt sich wohl auch eine wesentliche Ver-
besserung der Position der Grundwerte im Rechtsord-
nungsgefüge der Europäischen Union. Dies wieder hat
unmittelbare Wirkung auf die Stellung des Rechtsan-
waltes im Gesamtzusammenhalt dieser Rechtsordnung,
die damit seinen Gemeinwohlbezug stärkt.

V. Die Ausformung der
rechtsanwaltlichen Grundwerte

Alle europäischen Staaten gehen von den gleichen
Grundwerten aus (siehe zB die Core Principles des
CCBE). Allerdings sind diese Grundwerte nicht nur in-
haltlich unterschiedlich ausgeformt, sondern es macht
auch einen großen Unterschied, ob sie formal im Ge-
setz vorgeschrieben sind oder ob sie sich aus statutari-
schen Regeln und aus dem Case Law ergeben.

Je nach der Art dieser Gestaltung fällt es demGesetz-
geber auch mehr oder weniger schwer, in Berufsrecht
einzugreifen. Betrachtet man diesen Fächer an Gestal-
tungsmöglichkeiten etwa anhand der Geldwäscherei-
richtlinien und ihrer Umsetzung, so ist in den Common
Law Ländern regelmäßig eine gesetzliche Umsetzung
gar nicht notwendig, während in den Civil Law Län-
dern der Gesetzgeber zur Umsetzung berufen und eu-
roparechtlich verpflichtet ist. Das bereitet zu Recht
Probleme, gibt es doch Gelegenheit, um möglichste
Aufrechterhaltung dieser Grundwerte (hier der Ver-
schwiegenheit) im Interesse des Anwaltsethos zu ringen
und den immer offeneren Versuchen, diese Verschwie-
genheit zu relativieren, zu widerstehen.

Dazu kommt noch, dass jedes anwaltliche Berufs-
recht nur im Rahmen der Rechtsordnung des Landes
gesehen werden kann, für das es gilt. Dort fügt es sich
harmonisch ein und ist daher in der Lage, seine Auf-
gabe zu erfüllen. Die unterschiedliche Ausgestaltung
der berufsrechtlichen Vorschriften zur Erreichung der
gleichen Ziele, nämlich zur Aufrechterhaltung der an-
waltlichen Grundwerte, ist die notwendige Folge der
Unterschiedlichkeit der Rechtsordnungen. Diese erge-
ben zwar jeweils ein in sich geschlossenes Ganzes,
nimmt man aber eine berufsrechtliche Regel eines
Landes und versucht man, diese in die Rechtsordnung
eines anderen Landes einzufügen, so geht die Ge-
schlossenheit der Rechtsordnung verloren. Es entsteht
ein Regelungsdefizit, ein Regelungsüberhang oder ein
Regelungsgegensatz. Es ist daher nicht möglich, eine
Vereinheitlichung dadurch vorzunehmen, dass man ei-
nem der bestehenden Berufsrechte im europäischen
Kontext eine Vorrangstellung einräumt.

Ein gemeinsamer europäischer Berufsrechtskodex
steht vor ähnlichen Problemen. Bei seiner Ausgestal-
tung wäre auf die Besonderheiten der Rechtsordnun-
gen der Mitgliedstaaten Rücksicht zu nehmen und eine
für alle taugliche Lösung zu finden. Dass das überhaupt
möglich ist, darf bezweifelt werden.

Ein gemeinsamer Berufsrechtskodex wird wohl erst
entwickelt werden können, wenn es tatsächlich zu einer
Vereinheitlichung der Rechtsordnungen der europä-
ischen Staaten kommt, und nur in dem Maß, in dem
es zu einer solchen Vereinheitlichung kommt.

Die Dienstleistungsrichtlinie unterschätzt offenbar
alle diese Schwierigkeiten, wenn sie die Berufsorganisa-
tionen aufruft, ein solches gemeinsames Berufsrecht zu
entwickeln. Das ist etwas, was diese Organisationen
nicht leisten können.

Was auf lange Zeit Abhilfe schaffen könnte, wäre al-
lerdings ein europäisches berufsrechtliches Kollisions-
recht, indem man etwa dem Berufsrecht des Ziellandes
– also jenes Landes, in dem der Rechtsanwalt seine Tä-
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tigkeit tatsächlich ausübt – den Vorzug gibt. Bestrebun-
gen und Überlegungen im CCBE, die aus der anwaltli-
chen Niederlassungsrichtlinie ein solches Kollisions-
recht herauszuentwickeln versucht, sollten daher mit
Interesse gefolgt werden.

VI. Die Gestaltung der Berufsregeln
in Österreich

Betrachtet man die österreichischen Berufsregeln
selbst, so zerfallen sie in zwei verschiedene Kategorien,
nämlich einerseits in
" ihrem Inhalt nach konkrete, weithin definierte Re-

geln, wie zB das Verschwiegenheitsrecht oder die In-
teressenkollision und

" andererseits in einen Regelungsrahmen, für den der
Gesetzgeber nur einen mehr oder weniger bestimm-
baren Begriff anführt (Gewissen, Gewissenhaftigkeit,
Redlichkeit, Ehrenhaftigkeit etc). Dieser Rahmen
bedarf einer weiteren Ausgestaltung, wobei diese
Ausgestaltung auch im Laufe der Zeit mit den Ände-
rungen von Anschauungen und Gepflogenheiten
nicht immer gleich bleibt, sondern sich der Zeit an-
passt.
Liegt eine Rahmenregelung vor, verzichtet der Ge-

setzgeber nicht nur auf eine solche nähere Ausgestal-
tung, sondern es ist mit dieser Aussparung gerade der
Zweck verbunden, der Einzelfallgerechtigkeit den Vor-
rang zu geben.

Dazu stehen grundsätzlich dreiWege zur Verfügung:
" Es kann jede Ausführung der Rahmenregelung un-

terbleiben und die Beurteilung des Einzelfalles ist
der Disziplinarbehörde überlassen.

" Es werden Richtlinien erlassen, zu denen die Rechts-
anwaltsordnung ermächtigt, wenn sie die Ausfor-
mung des Rechtsanwaltsberufes und die Überwa-
chung der Pflichten des Rechtsanwaltes betreffen.

" Es werden unverbindliche Empfehlungen erlassen.
Der Gesetzgeber gibt sohin in der Rechtsanwaltsord-

nung eine umfassende berufsethische Grundlage, in-
dem er einerseits konkrete berufsrechtliche Regeln vor-
gibt, andererseits versucht, den Rest in berufsethischen
Rahmenregeln einzufangen. Das bedeutet einerseits,
dass auch der Verstoß gegen eine Rahmenregel durch
die Disziplinarbehörde geahndet werden kann, ähnlich
wie in Deutschland vor Aufhebung der Standesregeln,
dass aber andererseits für ein Berufsethos außerhalb
der Rechtsanwaltsordnung nur ein sehr beschränkter
Raum bleibt.

Das österreichische Disziplinarstatut kennt dazu nur
zwei Tatbestände, nämlich die Verletzung einer Berufs-
pflicht und die Verletzung von Ehre und Ansehen des
Standes. Beide Begriffe sind unbestimmt. Bei Berufs-
pflichten handelt es sich um die im Gesetz festgelegten

Vorschriften, bei Ehre und Ansehen des Standes um
solche berufliche oder außerberufliche (Ehren-)Pflich-
ten, die sich aus den allgemeinen gesellschaftlichen An-
schauungen und gefestigten Gewohnheiten ergeben.3)
Änderungen dieser Anschauungen und Gewohnheiten
wirken daher auch auf den Inhalt der Regel zurück.
Vorteil ist die notwendige Flexibilität. Andererseits ist
es mitunter schwer zu erkennen, was nun tatsächlich
Inhalt standesgemäßen Verhaltens ist. Der österreichi-
sche Verfassungsgerichtshof hat jedenfalls bisher in
ständiger Rechtsprechung diese Blankettnormen als
verfassungskonform erkannt. Wie der tatsächliche In-
halt festgestellt werden kann, wird nicht näher be-
stimmt. Ein Gutachten einer Kammer, aber auch eine
Umfrage bei den Kollegen wäre möglich. Tatsächlich
ist so etwas aber bisher nie geschehen. Wesentliche
Grundlagen zur Lösung der Frage, was tatsächlich
Ehre und Ansehen des Standes verletzt, sind aber die
Erkenntnisse der Disziplinarräte, die jedem Kollegen
leicht zugänglich zur Verfügung stehen.

Bei dieser Lage ist es aber auch genuine Aufgabe der
Kammer (Delegiertenversammlung des Österreichi-
schen Rechtsanwaltskammertages), berufsethisches
Verhalten in Richtlinien zu fassen, diese Richtlinien ge-
gebenenfalls weiterzuentwickeln, zu ändern oder auch
wieder aufzuheben, wenn sich die allgemeine Standes-
auffassung geändert haben sollte.

Diese Richtlinienkompetenz wird von der Delegier-
tenversammlung des Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertages umfassend ausgeübt.

Dabei ist von Bedeutung, dass die Ausgestaltung sich
im Rahmen dieses Gesetzes zu bewegen hat und ihre
Grenze nur an der Gesetzwidrigkeit findet. Es gibt also
einen eher weiten Spielraum, der auszufüllen ist.

Sind Richtlinien erlassen, ist die Disziplinarbehörde
daran gebunden, andererseits ist der Verfassungsge-
richtshof zur Prüfung berufen, ob sich die Richtlinie
an den vorgegebenen Rahmen hält.

Dagegen sind Empfehlungen unverbindlich und wä-
ren nur Orientierungshilfe. Sie sind ungebräuchlich.
Zuständig wäre der Österreichische Rechtsanwalts-
kammertag, sie könnten zur Schaffung ethischer Stan-
dards dienen, deren Einhaltung der Rechtsanwalt sei-
nen Klienten dokumentieren könnte.

VII. Die Grundwerte

1. Unabhängigkeit

Diese zerfällt in eine äußere und innere Unabhängig-
keit. Die äußere Unabhängigkeit wird gekennzeichnet
durch
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" den gesetzlichen Anspruch bei Erfüllung der Voraus-
setzung und Erfordernisse, als Rechtsanwalt einge-
tragen zu werden (§ 5 RAO),

" die Bestimmungen über die Organisation der
Rechtsanwaltskammern und des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages (§§ 22 ff RAO),

" das Verbot, mit dem Rechtsanwalt unvereinbare Tä-
tigkeiten auszuüben: Staatsamt, Notariat (§ 20
RAO),

" gesellschaftsrechtliche Regelungen einschließlich
Fremdbeteiligungsverbot und Verbot der Multidiszi-
plinarität (§ 21 a RAO).
Die innere (dazu gehört auch die wirtschaftliche)

Unabhängigkeit soll erhalten bleiben durch
" das Verbot des Eingehens bestimmter Dienstverhält-

nisse (§ 5 RL-BA),
" den unmittelbar erteilten Auftrag (§ 6 RL-BA),
" keine Begünstigung der Winkelschreiberei (§ 7

RL-BA),
" sowie die soziale Absicherung durch Alters-, Be-

rufsunfähigkeits- und Hinterbliebenenversorgung
(§§ 47 ff RAO),

" die Versicherungspflicht (§ 21 a RAO).
Problembereiche sind insbesondere Vergesellschaf-

tung und Dienstverhältnis.
Die Weisungsfreiheit des Rechtsanwaltes im Rah-

men einer Anwaltsgesellschaft steht im Gesetz, ent-
spricht aber in vielen Fällen wohl nicht (mehr) der
Wirklichkeit.

2. Kompetenz

" Eifer und Gewissenhaftigkeit (§ 9 RAO),
" Bindung an das Gesetz (§ 9 RAO),
" Kliententreue (§ 9 RAO), insbesondere Treuhandab-

wicklung (§ 10 a RAO),
" Redlichkeit und Ehrenhaftigkeit (§ 10 Abs 2 RAO),
" Sonderproblem Rechtsanwaltsentlohnung (§ 16

Abs 1 RAO),
" unentgeltliche Vertretung des Bedürftigen (§ 18

RAO),
" Fortbildungsverpflichtung (§ 10 Abs 6 RAO)
" Verpflichtung zur zeitgemäßen Kanzleiorganisation

(§ 9 Abs 1 RAO).

3. Verschwiegenheit (§ 8 RAO)

In Österreich ist die Verschwiegenheitspflicht be-
schränkt disponibel.

Der Rechtsanwalt hat das Interesse seines Klienten
zu prüfen und seine Verschwiegenheit trotz Entbin-
dung zu halten, wenn dies objektiv im Interesse des Kli-
enten liegt.

Daraus ergibt sich eine Reihe von Problemen und
Grenzen. Ist zB die Verschwiegenheit noch verpflich-

tend, wenn sie weder im objektiven noch im subjektiven
Interesse des Klienten liegt?

Was ist, wenn die Gefahr besteht, dass ein höherwer-
tiges Gut verletzt wird, zB berufliche Kenntnis des
Rechtsanwaltes von einem bevorstehenden Anschlag.

Das Gesetz gab bisher keinen Lösungsansatz.
Disziplinarrechtlich wird ein Rechtfertigungsgrund

oder ein Schuldausschließungsgrund anzunehmen sein.
Es bleibt aber beim Verstoß, der nur im Einzelfall nicht
strafbar ist.

Hier hat die Umsetzung der Geldwäschereirichtlinie
in der Rechtsanwaltsordnung das System möglicher-
weise maßgeblich beeinflusst. Aus den Geldwäscherei-
bestimmungen ergibt sich im Fall der dort genannten
strafbaren Handlungen eine generelle Redepflicht
und der Zielkonflikt zwischen Verschwiegenheit einer-
seits und der Aufklärung von Terrorismus und organi-
sierter Kriminalität andererseits wird teleologisch
durch Eingriff in die Verschwiegenheitspflicht gelöst.
Damit hat erstmals die Rechtsanwaltsordnung dieser
teleologischen Betrachtungsweise den Vorrang gege-
ben, das könnte aber nicht ohne Folgen für das System
selbst sein.

4. Ehre und Ansehen des Standes
und das Gewissen

§ 10 Abs 2 RAO regelt die Wahrung
" für die berufliche Tätigkeit, aber auch
" für außerberufliche Tätigkeit.

Die Bindung an das Gewissen ergibt sich aus § 9
RAO.

Beides bezieht sich sowohl auf den beruflichen als
auch auf den außerberuflichen Bereich. Im beruflichen
Bereich wird Ehre und Ansehen des Standes zur Ergän-
zung der Grundwerte (siehe VII. 1.–3.) heranzuziehen
sein. Was den außerberuflichen Bereich anlangt, greift
diese Überlegung wohl zu kurz, wonach dem Rechtsan-
walt eine besondere Sittlichkeit oder eine besondere
Gesetzestreue, die über die des Staatsbürgers hinaus-
geht, träfe.

Es wird jede Handlung und jede Verletzung eines
Gesetzes durch einen Rechtsanwalt, die im außerberuf-
lichen Bereich liegt, nur dann relevant sein, wenn sie
ein so großes Gewicht oder eine solche Eingriffshöhe
erreicht hat, dass in der allgemeinen Betrachtung das
Berufsethos des Anwaltes ebenfalls verletzt ist. Es muss
ein so genannter „disziplinärer Überhang“ bestehen,4)
sonst verstößt die Regelung gegen das Doppelbestra-
fungsverbot.
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VIII. Zusammenfassung
Es wurde versucht zu zeigen, dass die österreichische
Lösung den Rechtsanwalt umfassend dem Berufsethos
verpflichtet, wobei sich die konkrete Verpflichtung
aus Richtlinien für die Berufsausübung und aus der ge-
meinsamen Standesauffassung ergibt. Dazu kommen
Empfehlungen, die die Rechtsanwaltskammern in Ein-

zelfällen geben, und die Erkenntnisse der Disziplinar-
räte, so dass die meisten Zweifelsfälle klärbar sind.
Gleichzeitig ist der Weg für notwendige Veränderun-
gen nicht versperrt. Mit Augenmaß handelnde Rechts-
anwaltskammern sollten die Garanten dafür sein, dass
die Berufsethik des österreichischen Rechtsanwaltes
Standards setzt.
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Expertenrat zur Berufshaftpflicht
Die Spezialisten der KOBAN SOLDORA GMBH evaluieren 
die Vermögensschadenhaftpflicht-Versicherung von 
rechts- und wirtschaftsberatenden Personen. 

Das Team erstellt für diese Berufsgruppe individuelle 
und bedarfsgerechte Lösungen und verhandelt ein 
 attraktives Preis-Leistungs-Verhältnis.

Dr. iur. Klaus G. Koban, 
Geschäftsführer der  KOBAN 
SOLDORA GMBH rät:  „Las-
sen Sie von Zeit zu Zeit das 
Risikopotenzial sowie Ihren 
Versicherungsbedarf prüfen. 
Denn in komplexen Versi-

cherungsbelangen gibt es meist vielschichtige Lösungen.“

 „Während unserer Berater-
tätigkeit stoßen wir bei 
 Klienten immer wieder auf 
sehr alte Verträge, die keine 
adäquaten Deckungssum-
men und einen viel zu gerin-
gen Versicherungsschutz 

bieten. Als Experten offerieren wir unseren Kunden   
neue, individuelle Lösungen“, erläutert Dr. iur. Georg 
 Aichinger, Geschäftsführer der KOBAN SOLDORA GMBH.

Wir freuen uns auf Ihre Kontaktaufnahme unter 
0664/255 32 37 oder  
georg.aichinger@kobangroup.at
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Anwaltsakademie
Terminübersicht November 2011 und Dezember 2011

November 2011

4. und 5. 11. SCHLOSS HERNSTEIN
Extra
Akquisition
Seminar-Nr: 20111104/2

4. und 5. 11. WIEN
Update
Rechtsentwicklung im Schadenersatz- und Versiche-
rungsrecht
Seminar-Nr: 20111104A/8

4. und 5. 11. WIEN
Special
Gesellschaftsrecht II
(Der Gesellschaftsvertrag – Schwerpunkt GmbH)
Seminar-Nr: 20111104/8

7. 11. SCHWECHAT
Special
Die Anfechtung
Seminar-Nr: 20111107/2

8. 11. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
11. Insolvenz und Steuern
Seminar-Nr: 20111108/8

10. 11. WIEN
Special
Schriftsätze im Zivilprozess
Seminar-Nr: 20111110/8

11. und 12. 11. INNSBRUCK
Basic
Strafverfahren
Seminar-Nr: 20111111/6

11. und 12. 11. WIEN
Special
Lauterkeitsrecht
Seminar-Nr: 20111111/8

11. und 12. 11. WIEN
Special
Grundzüge der Bilanzanalyse und Unternehmensbe-
wertung
Seminar-Nr: 20111111A/8

18. 11. WIEN
Update
Einbringung – Verschmelzung – Spaltung
Seminar-Nr: 20111118A/8

18. und 19. 11. SALZBURG
Update
Rechtsentwicklung im Abgabenrecht/Rechtsände-
rungen
Seminar-Nr: 20111118/4

18. und 19. 11. GRAZ
Basic
Exekutionsrecht – Fahrnis- und Gehaltsexekution,
Realexekution
Seminar-Nr: 20111118/5

18. und 19. 11. WIEN
Special
Verwaltungsverfahren Teil III:
Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 20111118/8

22. 11. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
12. Vermögensveranlagung und Steuern – Die Be-
steuerung der Einkünfte aus Kapitalvermögen
Seminar-Nr: 20111122/8

23. 11. INNSBRUCK
Infopill
Grundlagen des Umgründungsrechts
Seminar-Nr: 20111123/6

24. bis 26. 11. WIEN
Special
Start-up für Rechtsanwälte – der Sprung ins kalte
Wasser
Seminar-Nr: 20111124/8

25. und 26. 11. ST. GEORGEN i. A.
Special
Gesellschaftsrecht II
Seminar-Nr: 20111125/3

25. und 26. 11. WIEN
Key qualifications
Außergerichtliche Streitbeilegung:
Vom Konflikt zum Konsens
Seminar-Nr: 20111125/8

25. und 26. 11. WIEN
Special
Honorarrecht
Seminar-Nr: 20111125A/8

29. 11. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
13. Abgaben in der RA-Kanzlei
Seminar-Nr: 20111129/8
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2. und 3. 12. GRAZ
Spezial
Transportrecht, CMR, CIM, WA, MÜ, AÖSp
Seminar-Nr: 20111202/5

2. und 3. 12. INNSBRUCK
Basic
Standes- und Honorarrecht
Seminar-Nr: 20111202/6

2. und 3. 12. ST. GEORGEN i. A.

Basic
Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 20111202/3

2. und 3. 12. WIEN

Special
Gesellschaftsrecht III – Die Aktiengesellschaft
Seminar-Nr: 20111202/8

Zivilverfahren I
Basic
Dieses Seminar vermittelt die praktische Anwendung
der beim Studium der ZPO erworbenen Kenntnisse.
Dargestellt werden wesentliche Inhalte der prozessbe-
zogenen Informationsaufnahme, der Aufklärung des
Klienten, die Stoffsammlung für die Klage und die für
Schriftsätze einzuhaltenden Formalien. Standardsitua-
tionen und Probleme, auf die im Verfahren zu reagie-
ren ist, werden anhand von Beispielen dargestellt. Ver-
mittelt wird damit auch ein Überblick über den Gang

des gesamten erstinstanzlichen Verfahrens bis hin
zum Urteil.

Planung: Mag. Stefan Aberer, RA in Bregenz
Referenten: Mag. Karin Seidl-Wehringer, Vorsteherin
des BG Feldkirch
Dr. Philipp Längle, RA in Bregenz
Termin: Freitag, 14. 10. 2011 und Samstag, 15. 10.
2011 = 3 Halbtage
Seminarort: Feldkirch, Montfort das Hotel
Seminar-Nr: 20111014/7

Familien- und Scheidungsrecht
(veranstaltet in Kooperation mit der Oberösterreichischen Rechtsanwaltskammer
und der Johannes Kepler Universität Linz)

Update

Im Zuge dieses Seminars soll unter anderem die aktu-
elle Judikatur zum Ehegattenunterhalt und zur Vermö-
gensaufteilung präsentiert werden. Im Zusammenhang
mit der Vermögensaufteilung werden insbesondere
Aufteilung von Wertsteigerungen und Schenkungen
zwischen Ehegatten behandelt.
Für unternehmerisch tätige Ehepartner bestehen ver-
schiedene Gestaltungsmöglichkeiten zur Regelung
der ehelichen Gemeinschaft, auf die in diesem Semi-
nar eingegangen wird. Im privaten Bereich kann dies
unter anderem durch den Abschluss von Vorwegver-
einbarungen erfolgen. Auf der unternehmensrechtli-
chen Seite ist es zweckmäßig, den Gesellschaftsvertrag
allenfalls auch im Hinblick auf eine bevorstehende
Ehescheidung bereits optimal zu gestalten bzw ent-
sprechende Dienstverträge abzuschließen. In diesem

Zusammenhang werden auch Informationen erteilt,
inwiefern insbesondere Unternehmenserträgnisse, Ge-
sellschaftsbeteiligungen und Veräußerungserlöse auf-
grund des Verkaufs oder der Liquidation eines Unter-
nehmens aufzuteilen sind. Auch die Vermögensauftei-
lung im Zusammenhang mit Privatstiftungen wird be-
handelt.

Planung: VPräs. Mag. Dr. Franz Mittendorfer, LL.M.,
RA in Linz
Referentinnen: a.Univ.-Prof. Dr. Astrid Deixler-Hüb-
ner, Johannes Kepler Universität Linz, Institut für
Europäisches und Österreichisches Zivilverfahrens-
recht
Mag. Dr. Birgit Leb, RA in Linz
Termin: Donnerstag, 20. 10. 2011 = 1 Halbtag
Seminarort: Linz, Courtyard by Marriott
Seminar-Nr: 20111020/3

Rechtsentwicklung im Schadenersatz- und Versicherungsrecht
Update
Wir empfehlen dieses Seminar vor allem im Hinblick
auf die neuen höchstgerichtlichen Entscheidungen

und dieWichtigkeit dieses Rechtsgebietes, da unabhän-
gig des jeweiligen Tätigkeitsschwerpunktes sich in der
Praxis immer wieder Berührungspunkte zum Schaden-
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ersatz- und Versicherungsrecht ergeben und besonders
in diesem Bereich das „Up-to-date-Sein“ zum täglichen
Handwerk des nicht nur aus-, sondern vor allem auch
des fortgebildeten Rechtsanwaltes gehören muss.
Planung: Dr. Elisabeth Zimmert, RA in Neunkirchen
Referenten: Hon.-Prof. Dr. Karl-Heinz Danzl, Senats-
präsident des Obersten Gerichtshofes

o. Univ.-Prof. Dr. Attila Fenyves,Universität Wien, Ins-
titut für Zivilrecht
Termin: Freitag, 4. 11. 2011 und Samstag, 5. 11. 2011 =
3 Halbtage
Seminarort: Wien, Austria Trend Hotel Savoyen
Vienna
Seminar-Nr: 20111104A/8

Strafverfahren
Basic

Das Vorverfahren, die Verteidigung des Beschuldigten
in der Hauptverhandlung sowie die Vorbereitung der
Hauptverhandlung sind Themen dieses Seminars.
Planung: Dr. Andrea Haniger-Limburg, RA in Inns-
bruck

Referenten: Dr. Ursula Pernfuss, LL.M., RA in Inns-
bruck
Dr. Albert Heiss, RA in Innsbruck
Termin: Freitag, 11. 11. 2011 und Samstag, 12. 11.
2011 = 3 Halbtage
Seminarort: Innsbruck, Villa Blanka
Seminar-Nr: 20111111/6

Exekutionsrecht – Fahrnis- und Gehaltsexekution, Realexekution
Basic
Seminarziel ist es, den Teilnehmern zu vermitteln, wel-
che Anforderungen die Exekutionsordnung an einen
Exekutionstitel stellt, welche Möglichkeiten die Exeku-
tionsordnung bietet, um offene Forderungen einzutrei-
ben, sowie Ansprüche auf Handlungen und Unterlas-
sungen durchzusetzen.
Das Durchspielen verschiedener Exekutionsverfahren
wird den Teilnehmern zeigen, welche Aufgaben der
Anwalt als Vertreter des Betreibenden, des Verpflichte-
ten oder eines unbeteiligten Dritten in einem Exekuti-
onsverfahren hat.

Auch die Klagen im Exekutionsverfahren (§§ 35 bis 37
EO), die Aufschiebung der Exekution, die Exekution
zur Sicherstellung und die einstweiligen Verfügungen
werden kurz behandelt.

Planung: Dr. Gerald Mader, RA in Graz
Referenten: Dr. Gerald Mader, RA in Graz
ADir. Anton Jauk, Bundesministerium für Justiz
Termin: Freitag, 18. 11. 2011 und Samstag, 19. 11.
2011 = 3 Halbtage
Seminarort: Graz, Hotel Das Weitzer
Seminar-Nr: 20111118/5

Transportrecht, CMR, CIM, WA, MÜ, AÖSp
Special
Ziel dieses Seminars ist die Vermittlung der Grundla-
gen des Speditions- und Frachtrechts im Bereich der
Straßen-, Eisenbahn-Güterbeförderung und des Luft-
frachtverkehrs.
Planung: Dr. Martin Piaty, RA in Graz

Referent: Dr. Sergej Rogov, Gerichtssachverständiger in
Graz, Unternehmensberater in Wien
Termin: Freitag, 2. 12. 2011 und Samstag, 3. 12. 2011 =
4 Halbtage
Seminarort: Graz, Steiermärkische Sparkasse, Am
Sparkassenplatz 4
Seminar-Nr: 20111202/5

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr
nach ihrer Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“
den Seminarbeitrag, welcher für Rechtsanwaltsanwär-
ter Gültigkeit hat. Der Veranstaltungstermin dieser
vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis zum Ab-
lauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der An-
meldung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunk-
tes beigelegt werden. Mit dieser Maßnahme sollen
Rechtsanwälte nach ihrer Eintragung eine finanzielle

Unterstützung erhalten, sich nach ihrer Ausbildung
weiterhin fortzubilden.
Nähere Informationen erhalten Sie unter:
Tel (01) 710 57 22-0 oder Fax (01) 710 57 22-20 oder
E-Mail: office@awak.at
Zusätzlich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit,
sich zu informieren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich
schriftlich Gültigkeit haben!
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Programm anfordern: Heiko Hofmann, hofmann@businesscircle.at, Tel: +43 / 1 / 5225820-30

15. Jahresforum für Recht und Steuern

› Ein topaktuelles Update über alle relevanten Neuerungen und Entwicklungen
› Meinungs- und Erfahrungsaustausch auf höchstem Niveau
› Get-together beim Jahrestre� punkt für Juristen und Steuerexperten 
›   50 Top-Referenten aus Praxis, Rechtsprechung, Verwaltung und Lehre

Business Circle Jahresforum
13./14. Oktober 2011  
Rust am Neusiedlersee

Österreichs größtes Konferenzunternehmen präsentiert die

RuSt 2011

pfl egerecht.manz.at

PFLEGE & RECHT 2011

Das erste österreichische Seminar
für Pfl egerecht! Jetzt 

anmelden!

Info und Anmeldung: Barbara Krenn, Telefon: (01) 531 61 – 442,
E-Mail: bkr@manz.at oder unter www.manz.at/fachkonferenzen

Donnerstag, 13. Oktober 2011,
9.00 – 16.00 Uhr
ARCOTEL Nike, 
Untere Donaulände 9, 4020 Linz
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ABA – erfolgreich gegen den Terrorismus?

„I ch war 14 Jahre alt, als ich 1961 auf der Flucht von
Kuba mit meinen Eltern vom G2 wieder aus dem

Flugzeug herausgeholt wurde. G2 war das kubanische
Gegenstück zum russischen KGB. Wir wurden verhaf-
tet und jeder, getrennt voneinander, in Gefängniszellen
abgeführt. Ich wusste nicht, ob ich meine Familie je
wiedersehen würde. Ganz offen gesagt, ich wusste
nicht, was mit mir passieren würde. Das Letzte auf
der Welt, was ich mir je hätte vorstellen können, ist
ein Tag wie heute. Und für dieses Privileg möchte ich
jedem von Ihnen danken.“

Mit diesen Worten begann Stephen N. Zack, der für
das Jahr 2010/2011 neugewählte Präsident der Ameri-
can Bar Association (ABA), beim Jahreskongress der
ABA am 9. 8. 2010 seine Antrittsrede.

Die Wahl von Stephen Zack ist ein weiterer Schritt in
der Öffnung der ABA: 1995 wurde als 119. Amtsträger
erstmals eine Frau (Roberta Cooper Ramo) zur Präsiden-
tin gewählt, 2003 wurde als 127. Amtsträger erstmals
ein Afro-Amerikaner (Dennis W. Archer) zum Präsiden-
ten gewählt und mit Stephen Zack wurde 2010 als
134. Amtsträger erstmals ein Hispano-Amerikaner
zum Präsidenten der ABA gewählt.

Die 1878 gegründete American Bar Association ist
die weltweit größte freiwillige Vereinigung von Rechts-
anwälten mit rund 500.000 Mitgliedern.

Vielleicht ist es die persönliche Lebensgeschichte
von Stephen Zack, die ihn besonders aufgeschlossen
und interessiert gegenüber meinem Bemühen sein ließ,
die ABA zu motivieren, die Bekämpfung des Terroris-
mus in einem rechtlichen und kreativen Konzept als
Programm der ABA durchzuführen.

In mehreren Gesprächen in San Francisco, Paris, Je-
rusalem und jetzt in Toronto beim gerade beendeten
Jahreskongress der ABA sagte mir Stephen Zack seine
volle Unterstützung zu. Das von mir vorgeschlagene
Programm hat drei Fragen als Grundlage:

1. Was sind die Gründe und Ursachen für die Bereit-
schaft vor allem junger Menschen, ihr eigenes Leben
und das anderer Menschen in terroristischen Aktivitä-
ten zu vernichten?

2. Was wurde bisher getan, um diese Gründe und
Ursachen zu erarbeiten?

3. Was wurde bisher getan und was muss in der Zu-
kunft getan werden, um diese Gründe und Ursachen zu
beseitigen?

Im Detail habe ich über dieses Programm und die
Begründung dafür im Anwaltsblatt in den Jahren
2003 (Seite 90) und 2005 (Seite 565) berichtet.

Seit meiner ersten Wortmeldung zu diesem Thema
am 12. 8. 2002, bei der Round-Table Diskussion „Ter-
rorism and the Rule of Law“, ein Jahr nach den entsetz-
lichen Anschlägen von nine/eleven (11. 9. 2001) in

New York, habe ich mit den jeweiligen ABA-Präsiden-
ten gesprochen und meinen Vorschlag auch immer wie-
der schriftlich deponiert.

Das Echo war in der Regel sehr positiv und diese Ge-
danken voll unterstützend. Aber die konkreten Schritte
zur Umsetzung dieses Programms im Rahmen des Jah-
resprogramms der ABA sind dann in der riesigen Admi-
nistration der ABA irgendwo hängen geblieben, ohne
dass ein konkretes Echo kam.

Vielleicht liegt es auch daran, dass Angst besteht. Be-
wusst wurde mir dies in aller Deutlichkeit, als 2005 als
Reaktion auf meine Überlegungen von einem anderen
„Distinguished Guest of the President“ aus einem Land
im Nahen Osten die Antwort kam: „Dear Ivo, nothing
justifies terrorism“.

Ich war sehr perplex, da ich ja wirklich nie behauptet
hatte, dassTerrorismus, durchwas auch immer, gerecht-
fertigt sei. Aber dahinter stand offensichtlich die unge-
heure Angst, bei einer Suche nach den Ursachen könn-
ten vielleicht auchGründe gefunden werden, die wieder
auf die westlicheWelt zurückfallen würden. Dabei muss
man doch, um etwas erfolgreich bekämpfen zu können,
unbedingt die dahinter liegenden Ursachen kennen.

Dass dies wahrscheinlich eine der tieferen Ursachen
ist, weshalb sich im Westen kaum jemand mit den Ur-
sachen, sondern vorwiegend mit der Bekämpfung des
Terrorismus befasst, wurde mir durch einen Artikel in
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 28. 11.
2010 („Rätselhaftes Pjöngjang“) noch deutlicher be-
wusst: Im Parlament von Seoul in Südkorea wurde
ein Abgeordneter als Kommunist niedergeschrien, weil
er auf eine mögliche Motivation Nordkoreas für den
provozierenden Angriff mit vier Toten in Südkorea hin-
weisen wollte.

Stephen Zack arbeitete mit mir in Jerusalem meinen
Vorschlag im Detail durch und brachte etliche sprach-
liche und inhaltliche Verbesserungen ein. In der Folge
wurde das Konzept für das Programm von ihm dann an
den Vorsitzenden von ROLI („Rule of Law Initiative“)
mit der Bitte um Stellungnahme weitergeleitet.

Erfreulicherweise ist Stephen Zack jetzt nach Beendi-
gung seiner Amtszeit als ABA-Präsident zum Vorsit-
zenden von ROLI gewählt worden. Er hat mir bestä-
tigt, dass ich in diesem Beitrag für das Österreichische
Anwaltsblatt schreiben kann, dass er sich bemühen
wird, diesen Vorschlag als Programm für die ABA
durchzusetzen. Vielleicht gelingt es mit seiner Hilfe
jetzt wirklich, das obige Konzept und die drei Fragen
zum Programm für die ABA zu machen. Ich bin über-
zeugt, dass damit ein besonders wichtiger Schritt zur
Reduzierung des Terrorismus getan werden könnte.

Dr. Ivo Greiter
Rechtsanwalt in Innsbruck
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50-Jahres-Feier der israelischen
Rechtsanwaltskammer

D er Präsident der israelischen Rechtsanwaltskam-
mer, Yori Geiron, hat am 22. und 23. 2. 2011 zur

50-Jahres-Feier der israelischen Rechtsanwaltskammer
eingeladen. Neben hochrangig besetzten Delegationen
aus Deutschland, Frankreich, den Niederlanden, Ru-
mänien, Italien, Spanien, England, Kanada, Kroatien,
der Schweiz, Belgien, Kenia und China nahmen auch
Vertreter des österreichischen Rechtsanwaltskammer-
tages, allen voran Präsident Dr. Gerhard Benn-Ibler in
Begleitung seiner Gattin und die Vizepräsidenten des
ÖRAK Dr. Josef Weichselbaum und Dr. Rupert Wolff
und Frau Rechtsanwalt Dr. Alix Frank-Thomasser als
Obfrau des Vereines „Advokaten 1938“ teil.

Die israelische Rechtsanwaltskammer wurde im
Jahre 1961 als unabhängige Berufsvertretung der
Rechtsanwälte in Israel gegründet, um deren Rechte
und Anliegen als freier Berufsstand zu vertreten. Die is-
raelische Rechtsanwaltskammer (Israel Bar Association)
sieht sich nach israelischem Recht als Körperschaft öf-
fentlichen Rechtes und unterliegt im Grunde der Auf-
sicht der staatlichen Behörden. Die Mitgliedschaft ist
zwingend und eine Voraussetzung, um als Rechtsanwalt
in Israel zu praktizieren. Der Präsident der israelischen
Rechtsanwaltskammer leitet das sogenannte Central
Committee, das wiederum die Vertreterversammlung
der regionalen Kammern (Tel Aviv District, Haifa Dis-
trict, Jerusalem District, North District, South District)
darstellt. Jede der regionalen Kammern verfügt über
ein eigenes Disziplinargericht und jeweils einen eige-
nen Ausschuss, dem die Wahrung der Berufsethik und
der berufsethischen Grundsätze obliegt und der am
ehesten mit der Abteilung „Berufsaufsicht“ in den regi-
onalen Kammern in Österreich vergleichbar ist. Alle
übrigen Angelegenheiten, vor allen Dingen die Wah-
rung der Interessen des Berufsstandes und seine finan-
ziellen Angelegenheiten, werden vom Präsidenten ge-
meinsam mit dem Central Committee besorgt. Das
Central Committee ist am ehesten vergleichbar mit
dem Präsidium des ÖRAK. Daneben wird das Central
Committee auch noch vom National Council unter-
stützt, der in seiner Zusammensetzung aus Vertretern
der jeweiligen regionalen Kammern (Districts) besteht.

1996 hatte die israelische Rechtsanwaltskammer
17.000 Rechtsanwälte als Mitglieder. Seit August 2010
sind 45.833 Rechtsanwälte Mitglieder der israelischen
Rechtsanwaltskammer. Das Verhältnis von Rechtsan-
wälten zur Einwohnerzahl ist daher das bei Weitem
höchste der Welt.

Das Programm der 50-Jahres-Feier umfasste am
22. 2 2011 neben einer Reihe von kulturellen Rahmen-

veranstaltungen vor allen Dingen eine zu Ehren der is-
raelischen Rechtsanwaltskammern in der Knesset/Jeru-
salem stattfindende Parlamentssitzung. An dieser Sit-
zung nahm der Justizminister, Prof. Yaakov Neeman, teil
und eine Reihe von Abgeordneten der Knesset, darun-
ter MK Ronnie Bar-On, MK Yariv Levin, MK Dov
Hanin, MK Shelly Yachimovich, MK Avraham Michaeli
und MK Talab Alsa’ ana.

Am Abend des 22. 2. 2011 lud Yori Geiron zu einer
von rund 2.000 Gästen besuchten feierlichen Veranstal-
tung in das „Centre for Performing Arts“ in Jerusalem
ein.

Die Präsidentin des Obersten Gerichtshofes, Frau
Dorid Beinisch, hielt eine flammende Rede zum Thema
der Unabhängigkeit der israelischen Anwaltschaft,
wenngleich sie sich erlaubte, auch etliche anwaltliche
Verhaltensweisen zu kritisieren. Neben dem Justizmi-
nister Prof. Yaakov Neeman und dem Parlamentsspre-
cher der Knesset, Herrn Reuven „Rubi“ Rivlin, kam auch
ein bedeutender israelischer Philosoph und Historiker,
Prof. Yuval Jeremiah, im Rahmen der Festveranstaltung
zu Wort. Mit zeitgenössischer israelischer Musik klang
dieser festliche Abend aus.

Am 23. 2. 2011 hatten die ausländischen Delegatio-
nen die Gelegenheit, den Obersten Gerichtshof (The
Supreme Court of Israel) zu besuchen. Moderne Archi-
tektur und architektonische Elemente der israelischen
und besonders der Jerusalemer Geschichte sind mit
dem sehr beeindruckenden Gebäude des Obersten Ge-
richtshofes verbunden. Der Besucher betritt das Ge-
richt durch die obligate Sicherheitskontrolle, hinter
der eine sich nach oben verengende Treppe liegt, die
an eine typische Jerusalemer Gasse erinnert. Auf der
rechten Seite befindet sich eine aus grob behauenen
Steinen gebaute Mauer, an deren Fuß Spiegel eingelas-
sen sind, die die Illusion erwecken, als wäre die Mauer
viele Meter hoch. Mit dieser Mauer wird die „Western
Wall“ Israels symbolisiert und damit indirekt die Ge-
rechtigkeit des Herrn. Im Obersten Gerichtshof wur-
den die ausländischen Delegationen vom Richter Salin
Joubran, einem der Richter, die die arabische Bevölke-
rung Israels repräsentieren, empfangen. Er begann
die Vorstellung des Obersten Gerichtshofes mit der
Vorstellung seiner eigenen Person, die das multikultu-
relle Bild Israels perfekt nachzeichnete: Richter Salin
Joubran ist Richter des Obersten Gerichtshofes in Jeru-
salem, er ist Araber, er gehört einer der vielen christli-
chen Glaubensgemeinschaften in Israel an und er
spricht Englisch, Französisch und natürlich auch Heb-
räisch. Israel ist darum bemüht, dass die Richter des
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Obersten Gerichtshofes die Vielschichtigkeit der Be-
völkerung Israels repräsentieren und damit auch ein of-
fenes Ohr für die verschiedenen Mentalitäten der Be-
völkerung Israels und damit zusammenhängend deren
Probleme haben.

Im Anschluss an den Besuch des Obersten Ge-
richtshofes haben die ausländischen Gäste das Holo-
caust Memorial „Yad Vashem“ besucht. Diese wohl
größte und einzigartige Gedenkstätte des Holocaust
hat die Mitglieder der ausländischen Delegationen
tief beeindruckt. Für viele war es nicht das erste
Mal, dass sie diesen Ort des Gedenkens besucht ha-
ben. Der Besuch von Yad Vashem gipfelte schließlich
in einer Gedenkveranstaltung in der Synagoge von
Yad Vashem. Anlässlich dieser Gedenkveranstaltung
hat die österreichische Delegation das Buch „Advoka-
ten 1938“ präsentiert und im Rahmen einer feierli-
chen Zeremonie nicht nur Vertretern von Yad Vas-
hem übergeben, sondern auch den Angehörigen jener
österreichischen KollegInnen und RechtsanwältInnen,
die in den Jahren 1938 bis 1945 vom Berufsverbot be-
troffen waren. Präsident Dr. Gerhard Benn-Ibler und
Dr. Alix Frank-Thomasser hielten eine berührende An-
sprache, während die Hauptautorin, Frau Barbara
Sauer, durch das Buch „Advokaten 1938“ führte, das
im November 2010 im Rahmen einer feierlichen Ver-
anstaltung in Wien im Justizpalast erstmals präsentiert
wurde. Auch der Präsident der niederländischen
Rechtsanwaltskammer, Herr Jan D. Loorbach, und
der Präsident der deutschen Rechtsanwaltskammer,
Herr Dr. Axel C. Filges, haben zu der feierlichen Fest-

veranstaltung beigetragen: Jan D. Loorbach präsen-
tierte das im September 2010 erschienene Buch zu
den Auswirkungen des Holocaust auf die juristischen
Berufe in den Niederlanden und Herr Dr. Axel C. Fil-
ges sprach tief bewegt über seine Eindrücke in Yad
Vashem und die Bedeutung des Buches „Anwalt ohne
Recht“, das im Jahr 2002 erschienen ist und das
Schicksal jüdischer Rechtsanwälte in Berlin nach
1933 anspricht.

Die Feierlichkeiten zum 50-jährigen Jubiläum der
israelischen Rechtsanwaltskammer klangen schließlich
in einem wunderschönen Rundgang in der Altstadt
Jerusalems und einem anschließenden gemeinsamen
Abendessen aus.

Dr. Alix Frank-Thomasser
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Maria Anna von Ertl’sche Stiftung

D ie Maria Anna von Ertl’sche Stiftung verleiht auch
für das Jahr 2011 Stipendien an Rechtsanwälte.

Anträge auf Gewährung der Stipendien können von
Rechtsanwälten spätestens innerhalb von drei Kalen-
derjahren nach der erstmaligen (berufsbegründenden)
Eintragung als Rechtsanwalt in die Liste der Rechtsan-
waltskammer Wien gestellt werden, wobei das Jahr der
Eintragung selbst nicht mitgerechnet wird. Die erstma-
lige Eintragung in einer anderen Rechtsanwaltskammer
erfüllt nicht die Antragsvoraussetzungen.

Anträge können daher von allen jenen Rechtsanwäl-
ten gestellt werden, die im Jahre 2008 oder danach, spä-
testens jedoch mit Ablauf des Jahres 2011, erstmals als
Rechtsanwalt in die Liste der Rechtsanwaltskammer
Wien eingetragen wurden und noch eingetragen sind.

Ein Bewerbungsansuchen kann nur einmal gestellt
werden. Erfolgte die Antragsstellung erfolglos im Jahre
2008, ist eine weitere Antragstellung möglich.

Anlässlich der Antragstellung hat der Antragswerber
die Absicht der unmittelbar bevorstehenden Gründung
oder Mitbegründung einer Rechtsanwaltskanzlei oder
die Beteiligung an einer Rechtsanwaltskanzlei sowie
die ihm dadurch entstehenden einmaligen und danach
laufenden Kosten darzutun und glaubhaft zu machen
und dem eine Einnahmenschätzung gegenüberzustel-
len (Businesscase).

Die Gründung, Mitbegründung oder Beteiligung ist
ohne Verzug nachzuweisen, erforderliche Unterlagen
sind über Verlangen vorzulegen.

Der Punkt Zweitens erster Absatz des Stiftbriefes
lautet:

„Diese Stiftung soll angehenden Rechtsanwälten männli-
chen und weiblichen Geschlechtes, dh solchen, bei welchen be-
reits die Voraussetzungen für die Ausübung der Rechtsan-
waltschaft in Wien gegeben sind, verliehen werden, welche
ferner unbemittelt sind, von Sitten, Rechtschaffenheit und
christkatholischer Religion echte Beweise abstatten und zu-
gleich den Nachweis der mindestens mit sehr gutem Erfolge
abgelegten Rechtsanwaltsprüfung erbringen.“

Der Punkt Viertens erster und zweiter Absatz des
Stiftbriefes lautet:

„Diejenigen, welchen diese Stiftung verliehen wird, erhal-
ten im Rahmen der von ihnen dargetanenen Kosten einen
Stiftungsbetrag von insgesamt bis zu EUR 80.800,–, wobei
für die Kosten der Gründung, Mitbegründung oder Beteili-
gung sogleich ein Betrag von EUR 26.800,– in bar und zur
teilweisen Deckung der laufenden Kosten des Kanzleibetrie-
bes durch fünf nacheinander folgende Jahre jedes Jahr ein
Betrag von EUR 5.400,– in halbjährigen Raten auszube-
zahlen sind.

Die Auszahlung erfolgt insoweit die liquiden Mittel der
Stiftung reichen. Eine Stiftung kann auch zwischen Stif-
tungswerbern geteilt werden.“

In den Stiftbrief kann in der Bibliothek der Rechts-
anwaltskammer Wien Einsicht genommen werden.

Ansuchen mit allen Unterlagen um Verleihung der
Stiftung sind bis spätestens 15. Januar 2012 beim Präsi-
denten der Rechtsanwaltskammer Wien zu stellen.

Chronik
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Juristen-Ball 2012
FASCHING-SAMSTAG, 18. Feber 2012, in der
HOFBURG VIENNA

J unge Damen und Herren laden wir ein den Ball zu
eröffnen und sich dazu ehestens – möglichst paar-

weise – im Ballbüro anzumelden.
Ehebaldige Tischreservierung wird empfohlen!

Postanschrift: 1016 Wien, Justizpalast, Postfach 35
E-Mail: office@juristenball.at; www.juristenball.at
Büro derzeit:
Wien 8, Landesgerichtsstraße 11, Parterre, Zi 063
Telefon: (01) 40 127 DW 1535, Fax-DW 1482;
Montag – Freitag 9 – 13 Uhr
Kleidung:
Damen: Großes (= langes) Abendkleid (kein Hosen-,

Partyanzug oder kurzes Abendkleid)
Herren: Frack, Smoking (schwarz oder dunkelblau)

oder Uniform (großer Gesellschaftsanzug)

Wir möchten den JURISTEN-BALL
am Fasching-Samstag, 18. 2. 2012, in der Wiener Hofburg eröffnen

(bitte gut lesbar schreiben)

An das

Ballkomitee
des Juristen-Balles
im Juristenverband

Tel.: (01) 40 127 DW 1535
Fax: (01) 40 127 DW 1482
office@juristenball.at
Büro derzeit:
Wien 8, Landesgerichtsstraße 11,
Zimmer 063

Post:
Justizpalast/Postfach 35
1016 Wien
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Weingesetz
5. Auf lage, Grundlieferung

Alle Bestimmungen zum

Thema Weinerzeugung

Mit dem Praxiskommentar zum Weingesetz haben Sie:

• die einzige kommentierte Ausgabe des neuen Weingesetzes
• eine umfassende Darstellung des gesamten Weinrechts inklusive aller Verordnungen 

•  die einzige Weingesetz-Ausgabe mit den neuen EU-Bestimmungen
•  die aktuellste Ausgabe des Weinrechts; bereits inkludiert: die neue

Weinbezeichnungsverordnung, in Kraft seit 1. 4. 2011

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

Auf Stand 

Budget-
begleitG 

2011!

Die Kommunalwissenschaftliche Gesellschaft lädt herzlich ein zum 3. wissenschaftlichen Symposium

Freiwilligenarbeit
mit

Verleihung des kommunalen Wissenschaftspreises

Am Donnerstag, 3. November 2011
von 10.00 bis 16.30 Uhr
Wappensäle, Rathaus Wien / Zugang Feststiege 2
Friedrich Schmidt Platz 1, 1010 Wien

Die Plätze werden nach Einlagen der Anmeldung vergeben.
Die Teilnahme am Symposium ist kostenlos.
Wir ersuchen Sie um Ihre verbindliche Antwort bis 
20. 10. 2011 unter Tel. 01 / 531 61 – 119 
(Frau Buchinger / Frau Wala) E-Mail: netzwerk@manz.at
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Disziplinarrecht

§ 45 Abs 2 RL-BA – Marktschreierische Werbung

Gerade die marktschreierische Werbung des RA ist in hohem Maße geeignet, den Anschein der
Unseriosität des Anwaltsstandes in der Öffentlichkeit zu bewirken.

OBDK 27. 6. 2011, 15 Bkd 2/11

Aus den Gründen:
Der DB hatte in einer Wochenzeitung folgende An-
zeige geschaltet:

„Ihre Privat- oder Kundenparkplätze sind ständig von
Fremden zugeparkt? Ihre Einfahrt oder Garage ist wieder
versperrt? Ihre gemietete Stellfläche wird als Gratispark-
platz missbraucht? Wehren Sie sich effektiv gegen freche
Falschparker ohne Abschlepprisiko!

GEHEIMTIPP: Abmahnung mit Unterlassungsauffor-
derung.

Die Kosten der Abmahnung muss der Falschparker über-
nehmen. Kann dieser nicht zahlen, verzichten wir auf unsere
Kosten. Für Ihren Ärger und Ihre Mühen machen wir für
Sie einen pauschalen Aufwandersatz von EUR 50,00 je
Falschparker geltend. Wir übernehmen die gesamte Abwick-
lung für Sie, einfach – schnell – effektiv.

Ihr Vorteil:
– Wirksame Abhilfe gegen Parkplatzdiebe
– Kein Kostenrisiko
– Pauschaler Aufwandersatz von EUR 50,00 je Falsch-
parker

Rufen Sie uns an. Wir beraten Sie kostenlos!“
Zusätzlich übermittelte der DB diesen Zeitungsbe-

richt an 15 bis 20 Immobilienverwalter, wobei er im Be-
gleitschreiben darauf hinwies, dass diese ihre Woh-
nungseigentümer oder Mieter auf die Möglichkeit der
anwaltlichen Abmahnung zu den angeordneten Kondi-
tionen aufmerksam machen sollten.

Der DR qualifizierte dies als Verstoß gegen § 1 DSt
und § 45 RL-BA und fällte einen Schuldspruch wegen

Beeinträchtigung von Ehre und Ansehen des Anwalts-
standes.

Der dagegen erhobenen Berufung des DB gab die
OBDK nicht Folge. Sie schloss sich der rechtlichen Be-
urteilung des DR an, wonach gem § 45 Abs 2 RL-BA
eine Beschränkung der Werbefreiheit dort geboten
sei, wo der Anwaltsstand als solcher vor dem Eindruck
der Unseriosität bewahrt oder sonst das Ansehen der
Rsp gewahrt werden sollte. Gerade die marktschreieri-
sche Werbung des RA sei in hohem Ausmaß geeignet,
den Anschein der Unseriosität des Anwaltsstandes in
der Öffentlichkeit zu bewirken (10 Bkd 8/09). Der er-
kennende Senat erblickte den Verstoß gegen das Sach-
lichkeitsgebot darin, dass der DB mit einer für den Kli-
enten kostenlosen Leistung in Verbindung mit der Aus-
sicht auf einen pauschalen Aufwandersatz wirbt, was ge-
gen § 45 RL-BAverstoße. Der Vorwurf in Bezug auf das
Rundschreiben an die Immobilienverwalter ist darin be-
gründet, dass mit einer standeswidrigen reklamehaften
Selbstdarstellung um neue Klienten geworben wurde.

Anmerkung:
Der erkennende Senat beruft sich auch auf das Erk des
VfGH vom 9. 3. 2011 zu B 603/10 (AnwBl 2011, 283),
das die Verfassungskonformität des § 45 Abs 3 a RL-BA
1977 bestätigt und die Rechtsansicht der OBDK nicht bean-
standet, dass das Anbieten unentgeltlicher anwaltlicher Leis-
tungen gegen das Verbot der marktschreierischen Werbung
verstößt.

Klingsbigl

Standesrecht

§ 30 RAO – Mangelnde Vertrauenswürdigkeit als Grund, die Eintragung in die Liste der RAA zu ver-
weigern

Sowohl die Abt II des Ausschusses der RAK als auch das Plenum hatten den Antrag des Berufungs-
werbers auf Eintragung in die Liste der RAA wegen Vertrauensunwürdigkeit abgewiesen.

OBDK 27. 6. 2011, Bkv 2/11

Aus den Gründen:
Der dagegen erhobenen Berufung gab die OBDK nicht
Folge und führte Folgendes aus:

Der Zweitantragsteller wurde mit Urteil des LG Y
vom 25. 11. 2009 zu 34 Hv 63/09w des Verbrechens
des Missbrauchs der Amtsgewalt nach § 302 Abs 1
StGB schuldig erkannt und zu einer Freiheitsstrafe im
Ausmaß von acht Monaten verurteilt, wobei der Voll-

zug der Freiheitsstrafe unter Bestimmung einer Probe-
zeit von drei Jahren bedingt nachgesehen wurde. Die
dagegen erhobene Nichtigkeitsbeschwerde hat der
OGH mit Beschluss vom 8. 4. 2010 zurückgewiesen
und die Akten zur Entscheidung über die Berufung
dem OLG Wien zugeleitet. Dieses gab der Berufung
des Zweitbeschwerdeführers nicht Folge, das Datum
dieser Entscheidung ist aus dem Akt nicht ersichtlich.

Österreichisches Anwaltsblatt 2011/10
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Die Verurteilung erfolgte, weil der Zweitantragstel-
ler als Staatsanwalt bei der StA Z zwei Anfragen im
elektronischen Abfragesystem der Justiz entgegen einer
ausdrücklichen Dienstanweisung ohne dienstliche Ver-
anlassung durchgeführt und die Information an Dritte
weitergegeben hatte.

Bei Beurteilung der Eintragungsfähigkeit sind vor-
erst die Bestimmungen von § 30 Abs 3 RAO und § 2
Abs 2 Z 2 RPG zu beachten. Danach steht einer Ein-
tragung des Zweitantragstellers in die Liste der ReAA
gem § 30 Abs 3 RAO entgegen, dass der Ausschluss-
grund gem § 2 Abs 2 Zahl 2 erster Fall RPG vorliegt.
Von der Gerichtspraxis – und somit gemäß der Verwei-
sungsnorm des § 30 Abs 3 RAO auch von der Eintra-
gung in die Liste der ReAA – ist ausgeschlossen, wer
wegen einer mit Vorsatz begangenen strafbaren Hand-
lung zu einer drei Monate übersteigenden Freiheits-
strafe verurteilt worden ist, solange die Verurteilung
nicht der Beschränkung der Auskunft aus dem Strafre-
gister unterliegt oder getilgt ist. Gem § 6 Abs 2 Til-
gungsgesetz kommt die Beschränkung der Auskunft
aus dem Strafregister nur bei einer drei Monate nicht
übersteigenden Freiheitsstrafe in Betracht. Erreicht
diese höchstens sechs Monate – was hier ebenfalls nicht
gegeben ist –, müssen gem Abs 3 seit RK der bedingten
Strafnachsicht drei Jahre verstrichen sein. Ein Fall der
Auskunftsbeschränkung nach § 6 Tilgungsgesetz liegt
somit nicht vor. Dass die Tilgungsfrist (§ 3 Tilgungsge-

setz) noch nicht verstrichen sein kann, bedarf bei dem
jedenfalls nach dem 8. 4. 2010 liegenden Eintritt der
RK keiner weiteren Erörterung.

Schon aus diesemGrund ist daher die Ablehnung der
Eintragung in die Liste der ReAA zu Recht erfolgt.

Es ist aber auch der Ausspruch des Ausschusses der
RAK Z zutreffend, dass der Ausschlussgrund der Ver-
trauensunwürdigkeit beim Zweitantragsteller gegeben
ist. Bei der Prüfung der Vertrauenswürdigkeit ist ein
strenger Maßstab anzulegen (AnwBl 2008, 130), auch
ein langjähriges Wohlverhalten nach einer Bestrafung
beseitigt die Vertrauensunwürdigkeit ohneHinzutreten
besonderer Umstände nicht (AnwBl 2006, 603; 1992,
739; 1978, 515; 1976, 408). Das Verbrechen des Amts-
missbrauchs in der begangenen Form ist schwerwie-
gend, sodass es jedenfalls eines längeren Beobachtungs-
zeitraums nach der Verurteilung bedürfte, um auf eine
grundlegende Wesensänderung schließen zu können.

Anmerkung:
Das Delikt, dessen der Berufungswerber vom Strafgericht
schuldig erkannt wurde, ist schwerwiegend. Die Verweige-
rung der Aufnahme in die Liste der ReAA ist daher wohl
zu Recht erfolgt.

In beiden Fällen war zum Zeitpunkt der Drucklegung die
Frist für die Beschwerde an den VfGH noch nicht abge-
laufen.

Klingsbigl

Rechtsprechung
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Jahresabonnement 2011: EUR 244,– (inkl. Versand im Inland)
Erscheint 2011 im 22. Jahrgang. Erscheint monat lich.

Was tun im Fall von Geschäftsunfähigkeit?

Lesen Sie jetzt in der August-Ausgabe der ecolex:

ecolex – Zeitschrift für 

Wirtschaftsrecht

Die Verpfändung von Gesellschaftsanteilen
•  Editorial: Der möglicherweise geschäftsunfähige Kontoinhaber (Georg Wilhelm)
• Die Löschungsklage des Geschäftsunfähigen (Daniel Rubin)
• Geschäftsunfähigkeit von Stiftern (Johannes Reich-Rohrwig/Alexander R. P. Babinek)

Jetzt in der ecolex 8/2011
Einzelheft EUR 24,40 bestellen unter 01/531 61-100

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at
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Kostenrecht

§ 43 ZPO iVm § 54 Abs 2 JN – Keine Kostenfolgen bei Unterliegen mit Nebenforderungen wie Zinsen
und Inkassokosten

Unterliegt die klagende Partei mit Nebenforderungen wie Zinsen und Inkassokosten, hat dies für sie
keine Kostenfolgen, da derartige Nebenforderungen gem § 54 Abs 3 JN bei der Streitwertberechnung
nicht zu berücksichtigen sind, sodass der obsiegenden klagenden Partei die gesamten tariflichen Pro-
zesskosten auf Basis der Hauptforderung zu ersetzen sind.

LG für ZRS Wien 27. 5. 2011, 35 R 114/11 s

Sachverhalt:
Die klagende Partei hat von der beklagten Partei die
Zahlung von a 219,15 samt 10% Zinsen aus
a 136,42 ab 23. 1. 2010 sowie 4% Zinsen aus a 82,73
ab 29. 7. 2010 bestehend aus einer Hauptforderung
von a 136,42 sA als offenes Entgelt für eine Heizöllie-
ferung sowie eine Nebenforderung von a 82,73 als
Kosten eines beauftragten Inkassoinstitutes begehrt.
Die beklagte Partei hat dieses Begehren bestritten
und unter anderem auch vorgebracht, dass die Inkasso-
kosten in keinem angemessenen Verhältnis zur betrie-
benen Forderung stünden und die Einschaltung eines
Inkassobüros mehr Kosten verursacht hätte als die so-
fortige Einklagung des Anspruches. Mit dem angefoch-
tenen Urteil wurde die beklagte Partei zur Zahlung der
Hauptforderung iHv a 136,42 samt 4% Zinsen verur-
teilt und das Zinsenmehrbegehren sowie die Nebenfor-
derung abgewiesen und die beklagte Partei lediglich zur
Zahlung eines Prozesskostenanteiles von a 110,47 so-
wie zum Ersatz von Barauslagen von a 3,20 verurteilt.
Es wurde unter anderem festgestellt, dass die Inkasso-
kosten nicht entstanden seien und ein entsprechender
Nachweis für das Zinsenmehrbegehren fehle. Die Kos-
tenentscheidung hat das Erstgericht unter Hinweis auf
§ 43 Abs 1 ZPO begründet und ausgeführt, dass unter
Berücksichtigung des gesamten eingeklagten Betrages
das Klagebegehren im Ausmaß von rund 60% berech-
tigt sei und daher die beklagte Partei der klagenden
Partei lediglich 60% an Barauslagen und 20% an Kos-
ten zu ersetzen habe, während die klagende Partei
(trotz Obsiegens mit der Hauptforderung!) der beklag-
ten Partei 40% der Barauslagen zu ersetzen habe.

Gegen die Kostenentscheidung erhob die klagende
Partei Rekurs mit dem Antrag, die verfehlte Kosten-
entscheidung dahingehend abzuändern, dass die be-
klagte Partei zum Ersatz der gesamten verzeichneten
tariflichen Kosten der klagenden Partei verpflichtet
wird.

Aus der Begründung:
Der erkennende Senat des Rekursgerichtes teilt die
Rechtsansicht der klagenden Partei als Rekurswerberin,
wonach das Unterliegen mit Nebenforderungen wie
Zinsen und Inkassokosten keine Kostenfolgen hat, da
Nebenforderungen gem § 54 Abs 2 JN bei der Streit-
wertberechnung nicht zu berücksichtigen sind.

Der klagenden Partei sind daher die gesamten Pro-
zesskosten auf Basis der Hauptforderung wie von ihr
verzeichnet zu ersetzen. Dem eingebrachten Rekurs
wurde daher Folge gegeben und der beklagten Partei
auch die Zahlung der Kosten des Rekursverfahrens auf-
erlegt.

Anmerkung:
Mit dieser aktuellen und begrüßenswerten E wird ein wichti-
ger Schritt zur Vereinheitlichung der Rsp getan und die ver-
fehlte Rechtsmeinung des Erstgerichtes korrigiert. Es wird
durch diese vorliegende E des LG für ZRS Wien die zuvor
schon vom LG Innsbruck als Rekursgericht zur Zahl 3 R
327/10 z und vom LG Salzburg als Rekursgericht zur Zahl
54 R 257/02m und 22 R 109/04 i sowie vom LG Ried
zur Zahl 6 R 55/09 v und vom LG St. Pölten zur Zahl
21 R 33/07 x ausgesprochene Rechtsansicht, wonach das Un-
terliegen mit Nebenforderungen wie Zinsen und Inkassokos-
ten keine Kostenfolgen hat, da Nebenforderungen gem § 54
Abs 2 JN bei der Streitwertberechnung nicht zu berücksichti-
gen sind, bestätigt. Betreibungskosten, als welche die Kosten
von Inkassoinstituten zu bezeichnen sind, sind eben gleich
den Zinsen streitwertneutral, sodass entgegen der Meinung
vieler Erstrichter bei der Kostenentscheidung die Gerichte
§ 41 ZPO und nicht § 43 ZPO anzuwenden haben; der –
mit der Hauptforderung vollständig obsiegenden – klagenden
Partei sind daher von der – hinsichtlich der Hauptforderung
vollständig unterliegenden – beklagten Partei alle verursach-
ten, zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung notwendigen
tariflichen Kosten zu ersetzen. Selbst wenn kein Zuspruch der
Nebengebühren erfolgt, ist eine Kürzung des Entlohnungsan-
spruches der ansonsten obsiegenden Partei nicht möglich.

RA Mag. Roland Zimmerhansl
Anwaltssocietät Sattlegger, Dorninger, Steiner & Partner
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Rechtsprechung
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Gebühren- und Steuerrecht

§ 308 BAO – (Rechtzeitige) Wiedereinsetzung bei Rechtsirrtümern infolge falscher behördlicher Aus-
kunft

1. Ein aus einer unrichtigen Rechtsauskunft eines behördlichen Organs resultierender Rechtsirrtum
kann einen Wiedereinsetzungsgrund darstellen.

2. Für den Lauf der Wiedereinsetzungsfrist kommt es dabei auf den Zeitpunkt der zumutbaren Erkenn-
barkeit des Irrtums an, also auf den Wegfall des Irrtums oder der Umstände, unter denen er nicht in
einer der Wiedereinsetzung entgegenstehenden Weise vorwerfbar ist.

3. Das Beharren auf einem irrigen Rechtsstandpunkt trotz Vorhalts der Behörde überschreitet den
minderen Grad des Versehens iSd § 308 BAO.

4. Anbringen einer nicht legitimierten Person sind von der Abgabenbehörde zurückzuweisen. Die fal-
sche Bezeichnung des Einschreiters stellt dabei kein Formgebrechen dar – und zwar auch dann nicht,
wenn der rechtliche Vertreter auch zur Vertretung des (richtigen) Einschreiters selbst befugt gewesen
wäre.

VwGH 24. 6. 2010, 2010/15/0001

Sachverhalt:
Das FA Innsbruck erließ am 23. 3. 2004 Bescheide be-
treffend Wiederaufnahme der Verfahren hinsichtlich
USt und ESt 1994 bis 1999, die dem Bf am 26. 3. 2004
zugestellt wurden. Am 5. 5. 2004 beantragte der steuer-
liche Vertreter des Bf namens einer anderen Person
(Steuernummer 018/yyyy, Y), die Berufungsfrist bis
zum 25. 5. 2004 zu verlängern. Mit Eingabe vom
25. 5. 2004 teilte er mit, er habe am 5. 5. 2004 ein Frist-
verlängerungsansuchen eingebracht. Durch ein Verse-
hen des Sekretariats sei unter Verwendung eines Mus-
terschreibens als Berufungswerber Herr Yund die Steu-
ernummermit 018/yyyy angegebenworden. Aus den im
Text angeführten Ziffern undDaten gehe aber eindeutig
hervor, dass es sich um die Berufung gegen die an den Bf
ergangenen Bescheide handle. Er ersuche, das Versehen
zu entschuldigen und die Berufung bzw den Stundungs-
antrag vom 5. 5. 2004 dem Bf zuzuordnen. Weiters be-
antragte der Bf, die Berufungsfrist bis zum 2. 6. 2004
zu verlängern. Am 2. 6. 2004 erhob der Bf Berufung.

Die bel Beh wandte sich mit Vorhalt vom 8. 6. 2005
an den Bf. Aus dem Schreiben vom 5. 5. 2004 gehe
nicht hervor, dass es sich hiebei um ein Fristverlänge-
rungsansuchen des Bf handle. Dies habe zur Folge, dass
die Berufung vom 2. 6. 2004 verspätet sei. Der Bf
brachte hiezu mit der Eingabe vom 1. 7. 2005 (mit nä-
heren Ausführungen) vor, aus dem Schreiben vom
5. 5. 2004 gehe hervor, dass dieses den Bf betroffen
habe. Die bel Beh wies mit B vom 8. 9. 2005 (…) die
Berufung als verspätet zurück. Mit der Eingabe vom
12. 10. 2005 beantragte der Bf die Wiedereinsetzung
in den vorigen Stand gegen die Versäumung der Beru-
fungsfrist. Das FA Innsbruck wies den Antrag zurück.
Mit dem angef B wies schließlich die Beh die dagegen
erhobene Berufung als unbegründet ab.

Spruch:
Abweisung als unbegründet.

Aus den Gründen:
Gem § 308 Abs 1 BAO ist einer Partei gegen die Ver-
säumung einer Frist auf Antrag die Wiedereinsetzung
in den vorigen Stand zu bewilligen, wenn sie glaubhaft
macht, dass sie durch ein unvorhergesehenes oder un-
abwendbares Ereignis verhindert war, die Frist einzu-
halten. Dass der Partei ein Verschulden an der Versäu-
mung zur Last liegt, hindert die Bewilligung der Wie-
dereinsetzung nicht, wenn es sich nur um einen minde-
ren Grad des Versehens handelt. Der Antrag auf
Wiedereinsetzung muss gem § 308 Abs 3 BAO (idF
BGBl I 2002/97) binnen einer Frist von drei Monaten
nach Aufhören des Hindernisses bei der Abgabenbe-
hörde, bei der die Frist wahrzunehmen war, bei Versäu-
mung einer Berufungsfrist oder einer Frist zur Stellung
eines Vorlageantrages bei der Abgabenbehörde erster
oder zweiter Instanz eingebracht werden. Spätestens
gleichzeitig mit dem Wiedereinsetzungsantrag hat der
Antragsteller die versäumte Handlung nachzuholen.

Als Hindernis ist jenes Ereignis zu verstehen, das die
Fristeinhaltung verhindert hat. Besteht das unvorher-
gesehene oder unabwendbare Ereignis iSd § 308
Abs 1 BAO in einem Irrtum, so fällt dieses Hindernis
weg, sobald die Partei den Irrtum als solchen erkennen
konnte und musste (vgl VwGH 16. 3. 2005, 2003/14/
0005). Für den Lauf derWiedereinsetzungsfrist kommt
es somit auf den Zeitpunkt der zumutbaren Erkennbar-
keit des Irrtums an, also auf den Wegfall des Irrtums
oder der Umstände, unter denen er nicht in einer der
Wiedereinsetzung entgegenstehenden Weise vorwerf-
bar ist. Auch ein Rechtsirrtum kann ein maßgebliches
„Ereignis“ sein (vgl VwGH 30. 4. 2003, 2001/03/0183
mwN). Hiebei ist im Einzelfall die Verschuldensfrage
zu prüfen. Rechtsirrtümer über den Beginn des Fristen-
laufes können bei einer rechtskundigen Partei oder
beim Einschreiten eines rechtskundigen Vertreters
nur in besonderen Ausnahmefällen zur Bewilligung ei-
nes Wiedereinsetzungsantrages führen. Ein aus einer
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unrichtigen Rechtsauskunft eines behördlichen Organs
resultierender Rechtsirrtum kann einen Wiedereinset-
zungsgrund darstellen (vgl etwa VwGH 13. 3. 2001,
2001/18/0014). „Ordentliche Prozessparteien“ trifft
die Obliegenheit, sich bei geeigneten Stellen zu erkun-
digen und sich Gewissheit zu verschaffen, wann der Be-
ginn des Fristenlaufes eingetreten ist (vgl das bereits zi-
tierte Erk vom 30. 4. 2003). Dieser Obliegenheit ist der
Vertreter des Bf auch nachgekommen: Entsprechend
den Feststellungen der bel Beh habe der steuerliche
Vertreter am 25. 5. 2004 beim FA vorgesprochen und
es scheine auch zuzutreffen, dass sich das FA seiner An-
sicht angeschlossen habe, der Mangel der unrichtigen
Parteienbezeichnung sei durch Nachreichung des in
diesem Punkt berichtigten Fristverlängerungsansu-
chens behebbar. Demnach war – insoweit im verwal-
tungsgerichtlichen Verfahren unstrittig – zu diesem
Zeitpunkt das behauptete Hindernis, das einer recht-
zeitigen Berufung entgegenstand, noch nicht wegge-
fallen.

Mit Verfügung vom 8. 6. 2005 wurde dem Bf aber
von der (zuständigen Referentin der) bel Beh vorgehal-
ten, das Ansuchen vom 5. 5. sei nicht ihm zuzurechnen,
der Antrag vom 25. 5. 2004 sei sohin bereits nach Ab-
lauf der Rechtsmittelfrist eingebracht worden und habe
eine hemmendeWirkung nicht mehr entfalten können.
Damit wurde dem Bf bekannt, dass jedenfalls die zu-
ständige Referentin der bel Beh eine rechtliche Mei-
nung vertrat, die – abweichend von der rechtlichen
Meinung des steuerlichen Vertreters des Bf und des
FA – eine Verspätung der Berufung bedingen würde.
Zwar bestritt der Bf diese Rechtsmeinung mit seiner
Stellungnahme vom 1. 7. 2005. Im Hinblick auf die
Verfügung vom 8. 6. 2005 waren aber die Umstände
weggefallen, unter denen der Rechtsirrtum nicht in ei-
ner der Wiedereinsetzung entgegenstehenden Weise
vorwerfbar war. Dass der Bf vor diesem Hintergrund
und trotz Vorhalts der bel Beh auf seinem Rechtsstand-
punkt, der sich in der Folge als irrig erwies, beharrte,
überschreitet den minderen Grad des Versehens.

Anmerkung:
1. Im vorliegenden Erk hat der rechtliche Vertreter aufgrund
des Verwendens eines Musters aus einem anderen Akt den
Einschreiter falsch bezeichnet. Diese Fehlbezeichnung des
Einschreiters mit der Parteienbezeichnung des ande-
ren Aktes stellt – so der VwGH – kein Formgebrechen mehr
dar; Anbringen einer hierzu nicht legitimierten Person seien
vielmehr zurückzuweisen. Der Legitimationsmangel werde
auch nicht dadurch zu einem bloßen – behebbaren – Formge-
brechen, dass derselbe Vertreter auch zur Vertretung der bf
Partei selbst befugt gewesen wäre.

2. Die Korrigierbarkeit dieses Fehlers beschäftigte in der
Folge Finanzamt, UFS und VwGH. Während der Bf und
das FA offenbar eine einfache Korrektur durch schlichte Be-
richtigung des Fristverlängerungsansuchens für zulässig
erachteten, sah die zuständige Referentin am UFS (und spä-
ter der VwGH) dies anders. Nach Ablauf der Rechtsmittel-
frist sei nur mehr eine Wiedereinsetzung möglich. Nun sieht
die Judikatur – unter engen Voraussetzungen – beiWieder-
einsetzungen auch in Rechtsirrtümern mögliche „Hin-
dernisse“ und schließt dies selbst bei rechtlicher Vertretung
nicht aus – insb dann, wenn der Rechtsirrtum aus einer
beh Auskunft resultiert bzw wenn sich – wie hier – die Be-
hörde im Rahmen einer Vorsprache des rechtlichen Vertreters
beim FA dessen Rechtsansicht anschließt.

3. In casu lag nun offenbar ein doppelter Irrtum vor –
zunächst auf Sachebene durch Vertauschung der Parteien-
bezeichnung durch den rechtlichen Vertreter und sodann –

nach Aufklärung dieses Sachirrtums – auf Rechtsebene
durch Wahl der falschen „Korrekturmethode“ (Berichtigung
statt Wiedereinsetzung). Die Wiedereinsetzungsfähigkeit
des Sachirrtums wurde im folgenden Verfahren nicht mehr
näher thematisiert. Vielmehr stand die Erkennbarkeit
des Rechtsirrtums im Vordergrund. Diese Erkennbarkeit
lag – so der VwGH –mit dem Vorhalt der behördlichen Auf-
fassung des UFS vor. Das weitere Beharren auf dem eigenen
Rechtsstandpunkt und der Versuch von dessen rechtlicher
Durchsetzung fielen demnach schon in die 3-Monatsfrist
des § 308 BAO und konnten den Lauf der Wiedereinset-
zungsfrist nicht mehr beeinflussen. Das gleichzeitige Unter-
lassen der Nachholung der versäumten Rechtshandlungen
qualifizierte der VwGH nun als Überschreiten eines minde-
ren Grads des Versehens. Behördliche Vorhalte schließen
demnach grundsätzlich die (weitere) Nichtvorwerfbar-
keit eines Rechtsirrtums aus.

4. Die vorliegende Fallkonstellation (Korrektur einer Fehl-
bezeichnung via Wiedereinsetzung) lässt abschließend noch
einen Bogen zu anderen Fällen von Rechtsirrtümern
schlagen: Es wurde an dieser Stelle schon erörtert, dass Ein-
gaben via E-Mail und via Telefon keine Anbringen
iSd BAO sind (vgl AnwBl 2006, 547 ff sowie 2006, 608 f).
Ein diesbezüglicher Rechtsirrtum eines AbgPfl könnte im
Lichte des vorliegenden Erk nun grundsätzlich ebenfalls im
Wege derWiedereinsetzung behebbar sein – zumindest wenn
der Irrtum behördlich mitveranlasst worden ist. Dies kann
etwa bei der Verwendung von behördlichen Schriftstücken
der Fall sein, die die E-Mail-Adresse der Abgbeh oder des
Sachbearbeiters prominent im Erledigungskopf führen und
die unmittelbarauf die Stellung (weiterer) Anbringen gerich-
tet sind (zB entsprechende behördliche Aufforderungsschrei-
ben oder behördliche Bescheide, die wiederum zu Berufungen
führen können).

Franz Philipp Sutter
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Für Sie gelesen
" Handbuch zum ASG-Verfahren. Von Franz M. Adamovic. Verlag
LexisNexis, Wien 2010, 404 Seiten, geb, a 88,–.

Endlich ein aktuelles ASGG mit reichhalti-
gem Kommentar und Judikatur!

Der Autor war rund 30 Jahre Richter in
allen drei Instanzen in Arbeits- und Sozial-
rechtsangelegenheiten. Er ist daher für das
vorliegende Werk prädestiniert.

Was bescheiden als Handbuch bezeichnet
wird, ist de facto ein ausführlicher Kom-
mentar zu den einzeln dargestellten Para-

grafen. Die Ausführlichkeit frappiert schon bei § 2: Denn
hier wird bereits ein Bogen gespannt über Bestimmungen
der JN, der EuGVVO (Art 18 bis 21, Zuständigkeit für indi-
viduelle Arbeitsverträge), dem RATG zu Bewertungsfragen
bis zur ZPO. So werden bis zur Seite 178 die Bestimmungen
über die Partei- und Prozessfähigkeit, Bevollmächtigung, die
Streitgenossenschaft, die Verfahrenshilfe, die Wiedereinset-
zung, die mündliche Verhandlung, ausführlichst mit Befas-
sung mit der Prozessleitung, den Vergleich, die Klagsarten,
bei der Leistungsklage mit dem speziellen Thema Brutto-
Netto, Berichtigung der Parteienbezeichnung, Beweisfragen
mit Beispielen für allgemeinkundige Tatsachen bis zum
Thema Rechtskraft, aber auch Sachverständigengebühren-
fragen und gerichtliche Manuduktionspflicht umfassend er-
örtert. Hier finden sich auch das Rechtsmittelverfahren
und sogar ein Muster für eine Berufung. Bei der Erörterung
des Themas Schriftsätze hat der Rezensentin das Herz be-
sonders gelacht aufgrund folgenden Zitats: „Kurze Schrift-
sätze werden meist oberflächlich gelesen, lange gar nicht“
(Letztere sind leider modern geworden, hat das Honorarver-
einbarungsgründe?).

Also schon dieser ZPO-Durchlauf wäre ein eigenes Buch
wert.

Und dann sind wir beim zweiten Hauptstück, beginnend
mit dem § 3 ASGG schon auf Seite 179! Der Kommentar
verweist ausführlichst auf Judikatur.

Herausstreichen möchte ich die Ausführungen zu § 49 a
ASGG, dem erhöhten Zinssatz: Höchstgerichtliche Judika-
tur zur vertretbaren Rechtsauffassung beim Thema Zinsen
fehlt, weil die Beurteilung einzelfallbezogen ist. Nur aus-
nahmsweise hat der OGH das Zinsenmehrbegehren gem
§ 49 a abgewiesen zu 9 ObA 41/06 d mit folgender Begrün-
dung: „Betrachtet man die vorliegende, komplexe Materie
und nicht zuletzt den Umstand, dass auch die Vorinstanzen
anderer Rechtsauffassung als der OGHwaren, kann eine un-
vertretbare Rechtsauffassung des Beklagten nicht angenom-
men werden.“ Es wurden daher nur 4% Zinsen zugespro-
chen. Adamovic erörtert, dass beklagte Dienstgeber viel zu
oft die Abweisung des Klagebegehrens beantragen, nicht
aber eventualiter die Abweisung des erhöhten Zinsenbegeh-

rens mit der Behauptung einer vertretbaren Rechtsauffas-
sung.

Interessant sind weiters die Ausführungen zu § 50 ASGG,
nämlich zum Begriff der Arbeitnehmerähnlichkeit aufgrund
persönlicher Abhängigkeit. Die Elemente der Abhängigkeit
sind im Sinne des beweglichen Systems einer Gesamtwürdi-
gung zu unterziehen, betont Adamovic unter Berufung auf
Strasser und zählt die maßgeblichen Elemente auf. Bei § 51
wird zahllose Judikatur zur Arbeitnehmerähnlichkeit ange-
führt (negative Beispiele – Fußballspieler, Franchisenehmer,
positiv – Tankstellenpächter, um spezielle Beispiele zu nen-
nen).

Ganz wichtig für die arbeitsrechtliche Befassung ist das
Thema des § 61 ASGG, nämlich die ungewöhnliche Wir-
kung von Arbeitsgerichtsentscheidungen und die Notwen-
digkeit eines Antrages auf Hemmung der Vollstreckbarkeit.

Das Sozialrechtsverfahren mit der doch seltenen Speziali-
tät der sukzessiven Kompetenz beansprucht schließlich die
letzten 100 Seiten des Buches.

Ich stelle dieses Werk dankbar neben meine veraltete
ASGG-Ausgabe in den Bücherkasten.

Ruth E. Hütthaler-Brandauer

" Bankvertragsrecht. Von Christian Butschek/Kaja Unger. Verlag
Manz, Wien 2010, XVIII, 178 Seiten, Pb, a 36,–.

Auf beschränktem Raum alle wesentlichen
Informationen zu bringen und dabei auch
für Anfänger verständlich zu bleiben, ist eine
hohe Kunst. Dies illustriert eine Anekdote,
die Reinhard Zimmermann im Vorwort seines
Law of Obligations bringt: Ein Professor sei
gefragt worden, wie lange er denn zur Vor-
bereitung eines Vortrags brauche. Der Pro-
fessor habe geantwortet, dies hänge von

der Dauer des Vortrags ab. Einen zweistündigen Vortrag
könne er nahezu aus dem Stegreif halten, für zehn oder
zwanzig Minuten brauche er deutlich mehr an Vorbereitung.

Damit ist der große Vorzug des hier zu besprechenden
Werks bereits herausgestrichen: Auf nicht ganz 180 Seiten
eine gut lesbare und verständliche Einführung in das Recht
der Bankverträge vorzulegen, ist für sich schon respektabel.
Aus der Tatsache, dass dieses Buch als Lehrunterlage für
die Lehrveranstaltungen der Verf entstanden ist, folgt auch
die primär didaktische Ausrichtung des Werks. So wird an
vielen Stellen zunächst der einschlägige Gesetzestext bzw
die einschlägige Passage aus den ABB abgedruckt und in wei-
terer Folge erläutert. Auch lockern zahlreiche Beispiele aus
der Judikatur die Darstellung auf.

Damit sei aber nicht gesagt, dass dieses Studienbuch den
Praktikern keinen Nutzen brächte. Wer etwa eine konzise
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Darstellung des neuen Kreditrechts sowie den damit verbun-
denen Fragen der Drittfinanzierung sucht, wird dieses Werk
mit Gewinn zu Rate ziehen können. Anmerkungen mit Ver-
weisen auf grundlegende Entscheidungen und weiterfüh-
rende Literatur erleichtern die Vertiefung so mancher Fra-
gen, die in einem Studienbuch naturgemäß nur angerissen
werden können. Damit legen die Verf eine gute Ergänzung
zum großformatigen Standardwerk von Apathy/Iro/Koziol
vor.

Die Beschränkung auf das Wesentliche nötigt den Verf al-
lerdings auch so manchen Verzicht auf. So umfasst das Werk
das Kreditgeschäft, das Konto, den bargeldlosen Zahlungs-
verkehr, das Einlagen- und Depotgeschäft, die Bankgarantie
sowie das Dokumentenakkreditiv. Ein Exkurs befasst sich
auch mit dem EU-Quellensteuergesetz. Das Bankgeheimnis
wird zwar öfters gestreift, eine wenigstens knappe Darstel-
lung fehlt indes. Gänzlich ausgespart wurde das für die Praxis
jedenfalls nicht unbedeutende Effektengeschäft. Die Anlage-
beratung und Portfolioverwaltung wird im Rahmen der Dar-
stellung des Depotgeschäfts auf den Seiten 134 f mit einer
kurzen Exegese des § 44 WAG gestreift. Diese Passage
könnte freilich bei Einsteigern in die Materie, an welche sich
das Studienbuch vornehmlich richtet, Missverständnisse
hervorrufen: Dass eine Depotbank die Pflichten des § 44
WAG erfüllen muss, ist in der Praxis an sich nichts Unge-
wöhnliches – nämlich dann, wenn der Kunde von einer Bank
beraten wird und dort gleichzeitig auch sein Depot unter-
hält. Dennoch kommt es in der Praxis häufig auch zu einem
Auseinanderfallen von Berater und Depotbank; dies insb
dann, wenn Wertpapierfirmen nach § 3 WAG oder Wertpa-
pierdienstleistungsunternehmen nach § 4 WAG als Anlage-
berater tätig werden, denen ja das Halten von Kundenfi-
nanzinstrumenten untersagt ist. In diesem Fall sind die
Pflichten des § 44 WAG aber vom Anlageberater selbst –

der Wertpapierfirma oder dem Wertpapierdienstleistungs-
unternehmen – und nicht von der Depotbank zu erfüllen.
Auch wenn die Verf dies sicherlich nicht intendiert haben,
könnte ein mit der Materie nicht Vertrauter den Eindruck
gewinnen, § 44WAG sei genuin eine Pflicht der Depotbank.

Dass in diesem Punkt Kritik anzubringen ist, schmälert
freilich nicht den positiven Gesamteindruck des Werks.
Die eine oder andere Ergänzung oder Klarstellung werden
die Verf sicherlich in Neuauflagen vornehmen können, die
angesichts des Erfolgs, den man dem Buch wünscht, wohl
anstehen werden.

Philipp Klausberger

" Börsegesetz. Von Christian Temmel (Hrsg). Praxiskommentar, Ver-
lag LexisNexis, Wien 2011, XXII, 954 Seiten, geb, a 209,–.

Im Juni 2011 wurde dieser Kommentar zum Börsegesetz
veröffentlicht. Es handelt sich dabei um die erstmalige umfas-
sende Kommentierung des österreichischen Börsegesetzes
1989, welches seit seinem Inkrafttreten am 1. 12. 1989 dem
Trend der Zeit folgend inzwischen über 30 Mal novelliert

wurde. Herausgeber ist Christian Temmel,
Rechtsanwalt in Wien und Partner am
Wiener Standort einer internationalen An-
waltssozietät. Mit der Herausgabe dieses
Praxiskommentars zum Börsegesetz hat
Temmel ein, wie dem Rezensenten als „In-
siderwissen“ bekannt, langjähriges Vorha-
ben erfolgreich in die Tat umgesetzt. Für
die Kommentierung hat der Herausgeber

ein Team von 16 weiteren namhaften und praxiserfahrenen
Autoren gewonnen, aber auch selbst die Bearbeitung zahlrei-
cher Bestimmungen übernommen.

Der Gesetzestext wurde in der Fassung der mit 1. 8. 2010
in Kraft getretenen Novellierung durch das BGBl I 2010/58
kommentiert, Rsp und Literatur mit Stand zum 30. 6. 2010
eingearbeitet.

Die Kommentierung der einzelnen Paragrafen erfolgt ab-
hängig von ihrer Praxisrelevanz in unterschiedlicher Dichte,
was bei einem Praxiskommentar durchaus angemessen ist.
Nach dem Gesetzestext folgen jeweils Auszüge aus ausge-
wählten Gesetzesmaterialien, wodurch die Entstehung und
Entwicklung einzelner Bestimmungen leicht nachvollzieh-
bar ist. Daran schließt jeweils ein Literaturverzeichnis mit
für die betreffende Bestimmung einschlägiger Literatur.
Bei umfangreicher kommentierten Paragrafen folgt eine In-
haltsübersicht, was die Benützerfreundlichkeit sehr fördert.
Die Kommentierungen sind durchwegs gut und übersicht-
lich strukturiert, durch Randzahlen gegliedert, und über-
lange Abschnitte werden vermieden.

Es würde den Rahmen dieser Rezension sprengen, die
Kommentierung durch jeden Autor zu würdigen. Einige Bei-
spiele seien jedoch herausgegriffen. Claudia Erbler kommen-
tiert kenntnisreich die §§ 13 – 20, darunter auch den den Aus-
schluss von Börsemitgliedern regelnden § 19 samt dessen
Verweis auf die im § 14 geregelten Zulassungsvoraussetzun-
gen für Börsemitglieder. Die Aufhebung der Wortfolge
„und 48 c“ in § 14 Abs 1 Z 4 BörseG durch Erkenntnis des
VfGH vom 4. 3. 2011, G 105/10, konnte naturgemäß nicht
mehr berücksichtigt werden. Auch die Kommentierung der
Bestimmungen über die Handelsaufsicht, die Handelsregeln
sowie die zivil- und verfahrensrechtlichen Sonderbestim-
mungen über Börsegeschäfte durchChristian Knauder ist fun-
diert und gewinnbringend, was auch für die Bearbeitung der
Bestimmungen über Börsesensale (§§ 32 – 44) durchMaximi-
lian Jacob und Christian Temmel vorbehaltlos gilt.

Mit 250 Seiten besonders umfangreich ist die Kommen-
tierung der durch die Finanzkrise und große Anlegerverfah-
ren in den letzten Jahren höchst praxisrelevant gewordenen
§§ 48 – 48 t. Niemand, der sich mit diesen Themen beschäf-
tigt, wird an den gelungenen Kommentierungen von Ingrid
Wilfing/Alfred Schramm (§ 48: Strafbestimmungen), Valerie
Brandl (§ 48 a: Marktmissbrauch, § 48 b: Missbrauch einer
Insiderinformation), Thomas Lechner/Christian Temmel
(§ 48 c: Marktmanipulation, § 48 d: ad-hoc Publizität), der
Vorschriften für Finanzanalysten und Medienmitarbeiter
durch Katharina Muther-Pradler/Gerald Resch, oder der Bear-
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beitung der strafrechtlichen Sonderbestimmungen für In-
siderverfahren durch Alexander Tipold sowie der aufsichts-
rechtlichen Befugnisse und Pflichten der FMA bei der Ver-
folgung von Marktmissbrauch durch Stephan Klinger und
Gabriele Klein-Gleissinger vorbeikommen. Angesichts der be-
sonderen Aktualität hervorgehoben sei die Positionierung
von Thomas Lechner/Christian Temmel für die Schutzgesetz-
qualität der Bestimmungen über die ad-hoc Pflicht (Rz 62
zu § 48 d), ein Thema das angesichts der begrüßenswerten
Entscheidung des 7. Senates des OGH vom 30. 3. 2011,
7 Ob 77/10 i (Vorrang der Prospekthaftung – und auch ande-
rer kapitalmarktrechtlicher Ersatzansprüche? – vor der Ka-
pitalerhaltung) weiter an Dynamik gewonnen hat.

Die nachfolgenden Paragrafen betreffend Handelsablauf,
freie Makler, Handelssysteme, Kursermittlung und Auftrags-
durchführung werden von Philipp Kinsky sehr praxisnah dar-
gestellt. Man ist fast versucht zu sagen, „selbstverständlich“
kenntnisreich und praxisbezogen ist die Kommentierung
der Bestimmungen über die Zulassung von Wertpapieren
zum geregelten Markt (amtlicher Handel und geregelter
Freiverkehr) durch Martin Wenzl und Christian Temmel,
ebenso die Bearbeitung der §§ 74 und 75 über den Börsezu-
lassungsprospekt und Ausnahmen von der Prospektpflicht
durch Stephan Klinger. Die Pflichten der Emittenten werden
von Temmel, teils gemeinsam mit Andrea Lang, dargestellt.

Sehr umfangreich ist die Bearbeitung der §§ 91 – 94 über
die Beteiligungspublizität durch Gerhard Maierhofer. Diese
detaillierte Kommentierung wird der Bedeutung dieser Be-
stimmungen durchaus gerecht. Übersichtlich stellt Maier-
hofer etwa dar, welche derivativen Finanzinstrumente eine
Meldepflicht auslösen und welche nicht. Zutreffend legt er
auch dar, dass nach derzeitiger Rechtslage Cash-Settled-Op-
tionen in Österreich keine Meldepflicht auslösen (Rz 14 zu
§ 91 a).

Verschiedene Verordnungen und Rundschreiben der
FMA als Anhänge sowie ein gut strukturiertes Stichwortver-
zeichnis runden das Werk ab. Das Vorhaben, einen Praxis-
kommentar mit gleichzeitig angemessener wissenschaftli-
cher Durchdringung zu schaffen, ist dem Herausgeber und
seinem Autorenteam eindeutig gelungen. Wer sich mit Fra-
gen des österreichischen Börsegesetzes beschäftigt, wird um
dieses Werk nicht herumkommen und es mit Gewinn zur
Hand nehmen.

Markus Heidinger

" Jahrbuch Wohnrecht 2011. Von Johannes Stabentheiner/Andreas
Vonkilch (Hrsg). nwv Verlag, Wien 2011, 255 Seiten, br, a 38,80.

Das von Stabentheiner/Vonkilch herausgege-
bene Jahrbuch Wohnrecht 2011 darf als be-
standrechtliches „Reader’s Digest“ im besten
Sinne des Wortes aufgefasst werden. Sta-
bentheiner selbst – als Leiter der für das
Wohnrecht zuständigen Abteilung im Bun-
desministerium für Justiz – gibt einen Über-
blick über die wohnpolitischen Entwicklun-
gen der letzten Jahre in Österreich. Beson-
ders hervorzuheben ist die von den Bestand-

richterinnen Judith Siegmund, Stephanie Kulhanek und
Claudia Bouhafa vorgenommene Aufarbeitung der miet-
rechtlichen Rsp der Jahre 2008 bis 2010, in der in kurzer
und prägnanter Weise die Entscheidungen der genannten
Jahre dargestellt und weitere Hinweise auf deren Publikatio-
nen (samt Besprechungen) gegeben werden. Während Olaf
Riss ergänzend das bestandrechtliche und Christian Markl
das wohnungseigentumsrechtliche Schrifttum der Jahre
2008 bis 2010 erläutern, widmet sich Christoph Kothbauer
der Illustration der wohnungseigentumsrechtlichen Rsp die-
ses Zeitraums. Zusätzlich wird in dem vorliegenden Werk
auch das Wohnungsgemeinnützigkeitsrecht fokussiert, das
selbst für „Bestandrechtsexperten“ und erfahrene Praktiker
ein nicht leicht zu durchdringendes und komplexes Aufga-
benfeld darstellt. Zu dieser Thematik fasst Gundula Henne-
mann im Zuge ihrer Tätigkeit im Bundesministerium für
Wirtschaft, Familie und Jugend, Abteilung Wohnungs-
und Siedlungswesen, die legistischen Änderungen des
WGG in den Jahren 2008 bis 2009 sowie die aktuelle höchst-
gerichtliche Judikatur der Jahre 2007 bis 2010 zusammen.
Abgerundet wird das gegenständliche Werk durch einen
prägnanten Überblick von Raimund Pittl über aktuelle Ent-
wicklungen des Bauträgervertragsrechts, insbesondere in
Hinblick auf die BTVG-Novelle 2008. Das vorliegende
Jahrbuch ist ein gelungenes Nachschlagewerk und trotz –

bzw vielleicht sogar gerade wegen – der von Rechtsdaten-
banken geprägten Recherche-Praxis unseres Berufsstandes
ein besonders wertvoller Arbeitsbehelf.

Erich René Karauscheck
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turangaben erleichtern die gezielte Suche nach tiefer gehenden Themen.
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Indexzahlen 2011: Juli August
Berechnet von Statistik Austria
Index der Verbraucherpreise 2010 (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 103,3 103,4*)
Großhandelsindex (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 108,9 107,5*)

Verkettete Vergleichsziffern
Index der Verbraucherpreise 2005 (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 113,1 113,2*)
Index der Verbraucherpreise 2000 (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 125,1 125,2*)
Index der Verbraucherpreise 96 (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 131,6 131,7*)
Index der Verbraucherpreise 86 (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 172,1 172,3*)
Index der Verbraucherpreise 76 (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 267,5 267,8*)
Index der Verbraucherpreise 66 (1 1966 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 469,5 470,0*)
Verbraucherpreisindex I (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 598,2 598,8*)
Verbraucherpreisindex II (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 600,2 600,8*)
Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5256,4 5261,5*)
Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4530,2 4534,6*)
Großhandelsindex (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 120,7 119,1*)
Großhandelsindex (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 132,9 131,2*)
Großhandelsindex (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 136,8 135,0*)
Großhandelsindex (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 142,7 140,8*)
Großhandelsindex (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 189,9 187,5*)
Großhandelsindex (1 1964 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 316,2 312,2*)
Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3084,9 3045,3*)

*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr

Indexzahlen
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Inserate

Substitutionen

Wien

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung,
auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Jus-
tizzentrum), auch Verfahrenshilfe und Rechtsmittel.
Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger
Lände 6, 1030 Wien. Telefon (01) 713 78 33 und
(01) 712 32 28, auch außerhalb der Bürozeiten,
Telefax (01) 713 78 33-74 oder Mobiltelefon
(0664) 430 33 73 und (0676) 603 25 33,
E-Mail: scheimpflug@aon.at

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasium-
straße 68/6, Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369
59 34-4, übernimmt Substitutionen in Zivil- und
Strafsachen in Wien und Umgebung, insbesondere
vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

Verfahrenshilfe in Strafsachen.
RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemergasse 10, 1010
Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664) 302 53 56,
Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekuti-
onssachen) in Wien und Umgebung (in Wien auch
kurzfristig) übernehmen die Rechtsanwälte
Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reiffen-
stuhl, Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien (nächst
Justizzentrum Wien-Mitte).
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

Substitutionen in Wien und Umgebung in
Zivil- und Strafsachen übernimmt RA Mag. Georg
E. Thalhammer, 1010 Wien, Mölkerbastei 10.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 533 74 55.

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
(auch Verfahrenshilfe) in Wien und Umgebung und
steht auch für die Verfassung von Rechtsmitteln zur
Verfügung. Jederzeit auch außerhalb der Bürozeiten
erreichbar. Telefon (01) 712 55 20 und
(0664) 144 79 00, Telefax (01) 712 55 20-20,
E-Mail: iro@aon.at

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39,
E-Mail: office.wuerzl@chello.at

RA Dr. Claudia Stoitzner-Patleych, 1060 Wien, Ma-
riahilfer Straße 45/5/36, übernimmt – auch kurz-
fristig – Substitutionen aller Art in Wien und
Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln.
Telefon (01) 585 33 00, Telefax (01) 585 33 05,
Mobil (0664) 345 94 66,
E-Mail: rechtsanwaltskanzlei@patleych.at

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1030 Wien, Invali-
denstraße 5 – 7, Tür 6+7, vis-à-vis Justizzentrum
Wien-Mitte, übernimmt Substitutionen in Wien und
Umgebung, insbesondere auch vor dem BG I, BG für

Handelssachen Wien und dem Handelsgericht
Wien. Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38
90-6, Mobil (0664) 441 55 33.

Substitutionen in Wien und Umgebung in
Zivil- und Strafsachen übernimmt RA-Kanzlei
Dr. Gerhard Huber – Dr. Michael Sych, 1080 Wien,
Laudongasse 25, Telefon (01) 405 25 55, Telefax
(01) 405 25 55-24, E-Mail: huber-sych@aon.at

Dr. Steiner und Mag. Isbetcherian übernehmen – auch
kurzfristig – Substitutionen aller Art (auch in
Strafsachen), auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln, dies in Wien und
Umgebung. 1030 Wien, Hintzerstraße 11/4,
Telefon (01) 712 63 14, (01) 713 23 20,
Telefax (01) 713 07 96,
E-Mail: ra-steiner-isbetcherian@aon.at

RA Dr. Victor Valent, 1010 Wien, Gonzagagasse 19/4
übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller
Art (auch Verfahrenshilfen und Strafsachen sowie die
Ausarbeitung von Schriftsätzen und Rechtsmitteln) in
Wien und Umgebung. Jederzeit am Mobiltelefon
unter (0699) 81316005 erreichbar.
Telefon (01) 336 00 90, Fax-DW 30.

Rechtsanwaltskanzlei Haase übernimmt Substitutio-
nen in Zivil-, Straf- und Verwaltungsangelegenheiten,
kurzfristig, Wien und Umgebung.
Telefon (0676) 528 3114 oder
Telefon/Telefax (01) 888 24 71.

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln) in ganz Wien über-
nimmt RA Mag. Christian Bammer, 1070 Wien, Kai-
serstraße 57 – 59/1/14B. Telefon (01) 522 65 19,
Telefax (01) 522 65 97, E-Mail: office@ra-bammer.at,
www.ra-bammer.at

Steiermark

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,
Kreuzgasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch
kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
in Graz und Umgebung. Telefon (0316) 82 65 54,
Telefax DW 30, E-Mail: office@anwalt-austria.at,
Mobil erreichbar: (0676) 310 48 52.

Salzburg

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund-
Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art
in der Stadt Salzburg. Telefon (0662) 84 12 22-0,
Telefax (0662) 84 12 22-6.

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4 a, 5020 Salzburg
(100 Meter vom Landes- und Bezirksgerichtsge-
bäude Salzburg entfernt), übernimmt Substitutio-
nen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.
Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43,
E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55,
5020 Salzburg, übernimmt – auch kurzfristig –

Substitutionen aller Art in Salzburg und Umge-
bung. Telefon (0662) 84 38 52,
Telefax (0662) 84 04 94,
E-Mail: ra-meisthuber@aon.at

Bezirksgericht St. Johann im Pongau: Wir über-
nehmen Substitutionen vor dem BG St. Johann im
Pongau sowie im gesamten Sprengel (auch Exekuti-
ons-Interventionen) zu den üblichen kollegialen Kon-
ditionen. Kreuzberger und Stranimaier OEG, Moß-
hammerplatz 14, 5500 Bischofshofen, Telefon
(06462) 41 81, Telefax (06462) 41 81 20,
E-Mail: office@mein-rechtsanwalt.at

RA Dr. Wenzel Schmolke, Imbergstraße 6, 5020
Salzburg, übernimmt – auch kurzfristig – Substitu-
tionen Zivil/Straf/Verw, BG/LG Salzburg, Hallein,
Neumarkt, Oberndorf, Thalgau.
Telefon (0680) 124 20 52,
Telefax (0662) 87 74 11-20,
E-Mail: dr.schmolke@gmail.com

Oberösterreich

Rechtsanwalt Mag. Benedikt Geusau, 4320 Perg,
Hauptplatz 9, übernimmt Substitutionen in Linz und
Umgebung sowie vor den Bezirksgerichten Perg,
Mauthausen und Pregarten.
Telefon (07262) 53 50 30, Telefax (07262) 53 50 34,
E-Mail: office@geusau.com

International

Deutschland: Feuerberg Rechtsanwälte München/
Berlin, Mitglied RAK Berlin und RAK Tirol, übernimmt
Mandate/Substitutionen/Zwangsvollstreckungen in
Deutschland und Vertretungen in Kitzbühel/Tirol.
München: Sonnenstraße 2, 80331 München;
Telefon 0049/89/80 90 90 590;
Telefax 0049/89/80 90 90 595.
Berlin: Wittestraße 30K, 13509 Berlin;
Telefon 0049/30/435 72 573;
Telefax 0049/30/435 72 574.
www.feuerberg.com, office@legale.pro

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschrei-
bung, Substitution. Rechtsanwalt aus München über-
nimmt sämtliche anwaltlichen Aufgaben in Deutsch-
land. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung garan-
tiert! Rechtsanwalt István Cocron, Liebigstraße 21,
80538 München, Telefon (0049-89) 552 999 50,
Telefax (0049-89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de

Finnland: Unsere Rechtsanwälte in Helsinki über-
nehmen Mandate/Substitutionen in ganz Finnland
sowohl im Bereich des Wirtschafts- als auch des
allgemeinen Privatrechts. Ansprechpartner: RA
Dr. Hans Bergmann (BJL Bergmann Rechtsanwälte),
Eteläranta 4 B 9, 00130 Helsinki,
Telefon (+358 9) 696 207-0, Telefax (+358 9) 696
207-10, E-Mail: hans.bergmann@bjl-legal.com,
www.bjl-legal.com

Griechenland: RA Eleni Diamanti, in Österreich und
Griechenland (Athen) zugelassen, vertritt vor griechi-
schen Gerichten und Behörden und steht österrei-
chischen Kollegen für Fragen zum griechischen Recht
zur Verfügung. Weyrgasse 6, 1030 Wien, und Vas.
Sofias 90, 11528 Athen, Telefon (01) 713 14 25,
Telefax DW 17, E-Mail: office@diamanti.at
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London: Philip Moser, MA(Cantab), Barrister, Euro-
parecht, Kollisionsrecht und engl Recht, Beratung und
Vertretung vor Gericht: Monckton Chambers, 1&2
Raymond Buildings, Gray's Inn, London WC1R 5NR.
Telefon (004420) 7405 7211;
Telefax (004420) 7405 2084;
E-Mail: pmoser@monckton.com

Italien: RA Avv. Dr. Ulrike Christine Walter, in Öster-
reich und Italien zugelassene Rechtsanwältin, Kärnt-
ner Straße 35, 1010 Wien, und Via A. Diaz 3,
34170 Görz, und 33100 Udine, Viale Venezia 2,
Italien, steht österreichischen Kollegen für Mandats-
übernahmen und staatenübergreifende Substitutio-
nen aller Art zur Verfügung.
Telefon 0039 (0432) 60 38 62,
Telefax 0039 (0432) 52 62 37,
Mobil 0039 334 162 68 13,
E-Mail: walter@avvocatinordest.it

Italien-Südtirol: Rechtsanwaltskanzlei Mahlknecht &
Rottensteiner, Hörtenbergstraße 1/B, I-39100 Bozen,
steht österreichischen Kollegen für Mandatsübernah-
men gerne zur Verfügung. Kontakt: Telefon
+39 (0471) 05 18 80, Telefax +39 (0471) 05 18 81,
E-Mail: info@ital-recht.com, www.ital-recht.com

Niederlande: Rechtsanwaltskanzlei Croon Davidovich
aus Amsterdam mit Zweigstelle in Österreich steht
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen
und bei grenzüberschreitenden Angelegenheiten
gerne zur Verfügung. Bei Fragen zum Niederländi-
schen Wirtschaftsrecht, Urheberecht und Allgemei-
nen Zivilrecht kontaktieren Sie RA Mag. J. Menno
Schmidt (M: +43 (0)680 118 1515).
Amsterdam, Herengracht 420, NL-1017 BZ,
Telefon +31(0)20 535 33 70,
E-Mail: menno@croondavidovich.nl,
www.croondavidovich.nl

Polen: Mag. Tomasz Gaj, zugelassen in Österreich
als „Rechtsanwalt“ und in Polen als „adwokat“,
steht österreichischen Kollegen/innen für Mandats-
übernahmen in grenzüberschreitenden Ange-
legenheiten zur Verfügung. Kontakt: Schloss
Schönbrunn, Kavalierstrakt 126, 1130 Wien,
Telefon (01) 890 17 96, Telefax (01) 890 17 96 20,
Homepage: www.blasoni-gaj.com,
E-Mail: office@blasoni-gaj.com

Schweiz: Rechtsanwalt Fürsprecher Roland Padrutt,
Argentinierstraße 21, Top 9, A-1040 Wien (niederge-
lassener europ RA/RAK Wien), mit Niederlassung
Schweiz, Bachstrasse 2, CH-5600 Lenzburg 1, steht
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen in
der Schweiz und cross-border-Rechtssachen aller Art
zur Verfügung. Telefon Wien +43 (1) 504 73 22,
E-Mail: padrutt@roland-padrutt.at, Telefon
Schweiz +41 (62) 886 97 70,
E-Mail: padrutt@roland-padrutt.ch

Serbien: Rechtsanwälte Dr. Janjic, Tesmanovic &
Protic, Gracanicka 7, 11000 Beograd, stehen öster-
reichischen Kollegen für Mandatsübernahmen und
cross-border-Rechtssachen aller Art zur Verfügung.
Telefon +381 (11) 262 04 02,
Telefax +381 (11) 263 34 52,
Mobil (+664) 380 15 95,
E-Mail: office@janjic.co.rs, www.janjic.rs

Slowenien – Kroatien – Bosnien und Herzegowina –
Serbien – Montenegro – Mazedonien – Kosovo:
Rechtsanwaltskanzlei Dr.Mirko Silvo Tischler, Trdinova
5, SI-1000 Ljubljana, Vertrauensanwalt der Öster-
reichischen Botschaft, steht sämtlichen Kolleginnen
und Kollegen für cross-border-Mandatsübernahmen
in diversen Rechtssachen zur Verfügung. Telefon
+386 (0)1 434 76 12, Telefax +384 (0)1 432 02 87,
E-Mail: info@eu-rechtsanwalt.si,
Web: www.eu-rechtsanwalt.si

Ungarn: Die Rechtsanwaltskanzlei Noll, Podmanizky
str. 33, H-1067 Budapest, steht österreichischen Kol-
legen für Mandatsübernahmen und cross-border-
Rechtssachen aller Art zur Verfügung. RA Dr. Bálint
Noll, Fachanwalt für Gesellschaftsrecht und Insol-
venzrecht. Telefon +36 (1) 600 11 50,
Mobil +36 (20) 92 40 172, Telefax +36 (1) 998 04 45,
E-Mail: balint.noll@nolliroda.hu, www.nolliroda.hu

Partner

Wien

Biete engagierter/m Kollegin/en ab sofort Regiege-
meinschaft samt Subpauschale in Bestlage in 1010
Wien. Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre
A-100836.

Rechtsanwaltspartnerschaft mit 2 Anwälten in 1010
Wien bietet Kollegen/in in repräsentativen Räum-
lichkeiten einer Altbaukanzlei mit günstiger Ver-
kehrsanbindung einen Raum (ca. 25m2) sowie
Mitbenützung von Konferenzraum, Sekretariat
(bei Bedarf eigener Arbeitsplatz vorhanden) ein-
schließlich Infrastruktur (Telefonanlage, EDV)
in Regiegemeinschaft an. Kontaktmöglichkeit:
office@reiffenstuhl.com oder Telefon (01) 218 25 70.

Rechtsanwaltskanzlei in 1010 Wien, Am Graben,
Tätigkeitsschwerpunkt Zivil- und Wirtschaftsrecht,
bietet AnwaltskollegInnen Regiegemeinschaft mit
Infrastruktur in Topausstattung zur Mitbenützung und
Möglichkeit für weitergehende Kooperation.
Kontakt: Telefon (0664) 431 1383.

Oberösterreich

Zwecks Erweiterung des Kanzleispektrums biete ich
Kollegen/innen eine Kooperationspartnerschaft in
meinen Kanzleiräumlichkeiten. Näheres auf der
Homepage www.akkad.at in der Rubrik „Gesucht“.

Salzburg

Kollegen/In wird flexible Zusammenarbeit bevorzugt
in Form einer Regiegemeinschaft zu attraktiven Be-
dingungen angeboten. EDV (Advokat), bestens aus-
gestattete Bibliothek, Büro in guter Lage
einschließlich Besprechungszimmer, Archiv und eige-
ner Parkplatz stehen zur Verfügung. Anfragen an RAe
Dr. Christoph Brandweiner, Dr. Gabriela Brandweiner-
Reiter, Reichenhallerstraße 9, 5020 Salzburg,
Telefon (0664) 341 30 26.

Tirol

Bekannte Innsbrucker Kanzlei möchte sich weiter
vergrößern und bietet jüngeren Kollegen Einstiegs-
möglichkeiten zu attraktiven Bedingungen. Alle An-
fragen werden selbstverständlich vertraulich
behandelt. Kontakt: Innsbruck@chg.at

Kanzleiabgabe

Wien

Junge Wirtschaftskanzlei sucht etablierten Kollegen
zwecks pensionsbedingter Kanzleiübernahme. Kon-
takt: ratiolegis, Dr. Peter Birgmayer, Mag. Christoph
H. Hackl, Rabensteig 1, 1010 Wien,
Telefon (01) 53 26 111.

Immobilien

Wien

Rechtsanwältin bietet interessierten KollegInnen ei-
nen preisgünstigen, repräsentativen Kanzleiraum
in 1080 Wien, Josefstädter Straße; Jugendstilhaus mit
Lift, verkehrsgünstige Lage. Mitbenützung der guten
Infrastruktur und zusätzlicher Sekretariatsplatz
möglich. Kontakt: office.furgler@speed.at,
Telefon (01) 408 30 09.

Mischek Tower: Repräsentative Kanzlei-Räumlich-
keiten „auf höchstem Niveau“ mit sensationellem
Wien-Blick, 88,52m2 Nutzfläche inkl. 25,04m2 Log-
gia. Hauptmiete a 1.296,02 zzgl. BK-Akonto
a 130,13 und 20% USt a 285,23 – Gesamtkosten
g 1.711,38. Kontakt: DDr. Fürst Realtreuhand GmbH,
Telefon (02236) 223 78.

Berufsdetektive

Niederösterreich

Aktenkenntnis –Weitsicht – Schlagkraft. Schnelligkeit
– Ausdauer – Termintreue. Erfahrung – Präzision –

Struktur. John, Baden bei Wien,
Telefon (02252) 256 856.

Diverses

Erledigung juristischer Schreibarbeiten. Als Mitar-
beiterin in namhaften Anwaltskanzleien habe ich mir
in 34 Jahren ein umfangreiches Fachwissen angeeig-
net. Ich übernehme sämtliche Schreibarbeiten wie
Verträge, Grundbuchseingaben, Schriftsätze, etc. auf
selbständiger Basis. Wincaus und Advokat perfekt.
Kontakt bitte unter: braun@web4.at

Buchhaltung mit JurXpert in Ihrer Kanzlei in Wien/
Umgebung. Gewerbeschein und langjährige Anwalts-
praxis. Fahre Motorrad, bin zeitlich flexibel.
Judit Kovacs, E-Mail: engelke@akis.at,
Telefon (0664) 840 77 46.
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